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Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Das Wort wird nicht verlangt.
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1. Mitteilungen

Dokumentationen im Sekretariat des Rathauses

Im Sekretariat des Rathauses liegen zur Einsichtnahme auf:
— Protokoll der 157. Sitzung vom 5. Juni 2006, 8.15 Uhr

— Protokoll der 158. Sitzung vom 12. Juni 2006, 8.15 Uhr.

Geburtstagsgratulation

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Ich gratuliere dem Weibel Walter
Grimm zu seinem heutigen Geburtstag.

Antrag betreffend gemeinsame Behandlung von Geschaften

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Die Geschaftsleitung beantragt
Ihnen die gemeinsame Behandlung von folgenden Geschéaften: Das
heutige Traktandum 8 und das heutige Traktandum 17, erstens die
Motion 61/2006 von Peter Reinhard, Kloten, Abschaffung der prozen-
tualen Wahlhirde fur die Kantonsratswahlen — diese Motion ist in ein
Postulat umgewandelt — und zweitens, die Anderung des Gesetzes (-
ber die politischen Rechte, Parlamentarische Initiative 100/2006 von
Ernst Meyer, Andelfingen. Sind Sie damit einverstanden? Das ist der
Fall. Wir werden diese beiden Geschafte gemeinsam behandeln und
getrennt darlber abstimmen.

Ubertragung des Fussball-WM-Spiels Schweiz—Togo

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Heute Nachmittag um 15 Uhr
findet ein Fussballspiel statt, das den einen oder die andere unter Ih-
nen wohl interessieren mag. Da dieser Termin mit den Fraktionssit-
zungen zu Kkollidieren droht, hat Barbara Steinemann (SVP, Regens-
dorf) verdankenswerterweise nach einer Losung gesucht und sie ist
fundig geworden. Im Restaurant «Zic-Zac» an der Marktgasse 17, nur
eine Fussminute vom Rathaus entfernt, ist ab 15 Uhr fiir die interes-
sierten Ratsmitglieder Platz reserviert, um die Ubertragung des Spiels
Schweiz-Togo live mitzuerleben. Um zu wissen, wie viele Ratsmit-
glieder von diesem Service Gebrauch machen wollen, sind draussen
Im Foyer Listen aufgelegt. Tragen Sie sich bitte ein, damit dem «Zic-
Zac» der ungeféhre Platz- und Getrankebedarf gemeldet werden kann.
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Ich winsche lhnen ein frohes Mitfiebern und der Schweizer Mann-
schaft ein gutes Spiel.

2. Eintritt eines neuen Mitglieds des Kantonsrates
flr die aus dem Kantonsrat zurtickgetretene Esther Arnet, Dietikon

Ratssekretar Jurg Leuthold verliest die Verfiigung der Direktion der
Justiz und des Innern: Mit Datum vom 30. Mai 2006 hat die Direktion
der Justiz und des Innern des Kantons Zirich verfugt: «Ersatzwahl
eines Mitglieds des Kantonsrates im Wahlkreis VI, Dietikon.

Gestltzt auf Paragraf 108 des Gesetzes uber die politischen Rechte
vom 1. September 2003 wird verflgt:

Als Mitglied des Kantonsrates im Wahlkreis VII, Dietikon, wird flr
die auf den 12. Juni 2006 zurlickgetretene Esther Arnet (Liste Sozial-
demokratische Partei) als gewéhlt erklart:

Rolf Steiner, Doktor der Chemie
Sonneggstrasse 10, 8953 Dietikon.»

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Ich bitte, den Gewahlten eintreten
zu lassen.

Rolf Steiner, die Direktion der Justiz und des Innern hat Sie als Mit-
glied des Kantonsrates als gewahlt erklart. Bevor Sie Ihr Amt austben
konnen, haben Sie gemdss Paragraf 5 des Kantonsratsgesetzes das
Amtsgelibde zu leisten.

Ich bitte, die Tur zu schliessen. Die Anwesenden im Ratsaal und auf
der Tribline erheben sich.

Ratssekretar Jurg Leuthold verliest das Amtsgellibde: «Ich gelobe als
Mitglied dieses Rates, Verfassung und Gesetze des Bundes und des
Kantons Zirich zu halten, die Rechte der Menschen und des Volkes
zu schiutzen und die Einheit und Wirde des Staates zu wahren. Die
Pflichten meines Amtes will ich gewissenhaft erfiillen.»
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Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Rolf Steiner, Sie leisten das
Amtsgeliibde, indem Sie mir die Worte nachsprechen «Ich gelobe es».

Rolf Steiner (SP, Dietikon): Ich gelobe es.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Ich danke Ihnen und heisse Sie
herzlich willkommen. Sie kénnen lhre Arbeit aufnehmen. Die Anwe-
senden im Saal und auf der Tribine kdnnen sich setzen.

Das Geschéft ist erledigt.

3. Organisation der Ratsarbeit
Motion der Geschéftsleitung des Kantonsrates vom 24. April 2006
KR-Nr. 122/2006, Entgegennahme, keine materielle Behandlung

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Die Geschaftsleitung ist bereit,
ihre eigene Motion entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag ge-
stellt? Das ist nicht der Fall.

Die Motion KR-Nr. 122/2006 ist an die Geschéftsleitung tberwie-
sen.

Das Geschaft ist erledigt.

4. Gesetz Uiber Anderungen im Strafverfahren
Antrag der Redaktionskommission vom 1. Juni 2006 4278b

Jirg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Zur Vorlage 4278 der Redaktionskommission: Tritt das Gewalt-
schutzgesetz vor oder gleichzeitig mit dem Gesetz tiber Anderungen
im Strafrecht in Kraft, so gelten andere, in der vorliegenden Vorlage
mit Stern bezeichnete Fassungen. Gerne dussere ich mich jeweils zu
den einzelnen Korrekturen beziehungsweise Anpassungen beim jewei-
ligen Paragrafen.
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Detailberatung

Titel und Ingress

Jirg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Bereits bei Titel und Ingress missen wir auf die Ziffer 111 hinwei-
sen, beziehungsweise diese im Kontext sehen oder betrachten. Mit
Ziffer 111 soll ein friherer Kantonsratsbeschluss aufgehoben werden.
Es gilt der Grundsatz, dass Rechtsakte von demselben Organ aufgeho-
ben werden mussen, welches den Rechtsakt vor friherer Zeit be-
schlossen hat. Den Beschluss vom 14. April 2003 fasste der Kantons-
rat in abschliessender Kompetenz, das heisst ohne Referendumsmag-
lichkeit. Demzufolge muss auch die Aufhebung des Beschlusses ohne
Referendumsmaoglichkeit beschlossen werden. Die Aufhebung des
Kantonsratsbeschlusses wird im vorliegenden Teil B abgehandelt.

Die Vorlage gestaltet sich neu wie folgt: «A. Gesetz tiber Anderungen
im Strafverfahren», «I. Das Gerichtsverfassungsgesetz (...)», «ll. Die
Strafprozessordnung (...)» und eben «lll. Dieses Gesetz untersteht
dem fakultativen Referendum.» Dazu komme ich spéter noch mal.

Bei «B. Aufhebung eines Kantonsratsbeschlusses» heisst es: «Mit In-
krafttretens des Gesetzes tber Anderungen im Strafverfahren wird der
Beschluss des Kantonsrates (ber (...) aufgehoben.»

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

I. Gerichtsverfassungsgesetz
8§ 24a und 81
Keine Bemerkungen; genehmigt.

I1. Strafprozessordnung
88 13 und 34b
Keine Bemerkungen; genehmigt.

8§ 34c

Bernhard Egg (SP, Elgg): Ich stelle Ihnen namens der SP-Fraktion
den Antrag,
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auf die Paragrafen 34c und 39a der Strafprozessordnung,
wie sie in der Vorlage 4278a enthalten waren, zuriickzu-
kommen.

Warum Rickkommen? Ganz kurz. Es sind neue Umstande aufge-
taucht, es wurden neue Argumente geltend gemacht, neue Zahlen be-
ziiglich der Kosten der Strafmediation wurden genannt. Uns scheint es
richtig, dieses Thema nochmals zu diskutieren. Wir beantragen Ihnen
deshalb Ruckkommen. Ich kann auch gleich sagen, was ich Ihnen be-
antragen werde, falls Sie Riickkommen beschliessen: Ich werde lhnen
den Antrag stellen, eine so genannte Teilriickweisung an die Kommis-
sion zu beschliessen beziglich dieser Paragrafen, die die Strafmediati-
on betreffen.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Das Wort ist frei fiir den Riick-
kommensantrag.

Thomas Vogel (FDP, IlInau-Effretikon): Anl&sslich der ersten Lesung
habe ich mich namens meiner Fraktion zu den Kosten der Strafmedia-
tion gedussert und zitiert, was das Kriminologische Institut der Uni-
versitat Zurich, welches die wissenschaftliche Evaluation der Straf-
mediation im Kanton Zirich im Auftrag der Regierung durchgefuhrt
hatte, anl&sslich der Medienkonferenz vom 7. Februar 2006 ausgefuhrt
hatte. Gemadass der damaligen Erhebung von Strafrechtsprofessor
Christian Schwarzenegger ist die Strafmediation dreimal so teuer wie
ein formliches Strafverfahren. Auch wenn noch Optimierungspotenzi-
al geortet wurde, bestanden wahrend der Kommissionsberatung keine
Zweifel, dass die Mediation Mehrkosten verursachen wird; dies wurde
auch seitens der Justizdirektion nie bestritten.

In Zeitungen (NZZ, Tages-Anzeiger) werden nun ganz andere Zahlen
herumgeboten. Pl6tzlich soll bei einer genauen Betrachtung die Straf-
mediation nicht teurer sein als ein formliches Strafverfahren. Diese
Zahlen wurden aber weder von der Justizdirektion anldsslich der
Kommissionsberatung je erwahnt noch sind sie den Kommissionsmit-
gliedern oder dem Rat in irgendeiner Art und Weise offiziell zugegan-
gen. Und doch scheint es so, als ob das Kriminologische Institut seine
Berechnungen nun nachtraglich prézisiert oder, sagen wir, anders in-
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terpretiert. So geht es nicht! Die Kommission ist nicht von falschem
oder veralteten Zahlenmaterial ausgegangen, sondern von Zahlenma-
terial, das unbestritten zur Zeit der Beratung vorlag. Noch anlasslich
der ersten Lesung hier im Rat vertrat der Justizdirektor die Ansicht,
die Mehrkosten der Strafmediation seien gering im Vergleich zu den
Kosten, welche der Kommissionsvorschlag beinhalte im Zusammen-
hang mit den Anpassungen an das neue Strafgesetzbuch. Also noch in
der ersten Lesung ist auch Justizdirektor Markus Notter davon ausge-
gangen, dass die Strafmediation Mehrkosten verursacht. Es stellt sich
nun die Frage, ob in einer konzertierten medialen Aktion die Strafme-
diationsbeflrworter eine offenbar nicht sorgféltig genug vorbereitete
Vorlage zu retten versuchen, und unter Umsténden tun sie dies sogar
mit berechtigten Argumenten.

Angesichts dieser Unklarheiten ware es sicher hilfreich, diesbeziiglich
vom Justizdirektor nun zum ersten Mal eine Verlautbarung von seiner
Seite her zu horen. Sollte er bestatigen kénnen, dass die Zahlen, wel-
che der Kommission vorlagen falsch oder veraltet oder wie auch im-
mer waren, dann wird sich die freisinnige Fraktion im Sinne der Sache
einer Rickweisung des Strafmediationsteils an die Kommission nicht
verschliessen; dies allerdings verbunden mit der klaren Feststellung,
dass ganz sicher nicht die Kommission fiir die Verzdgerung Schuld
tragt. Wir, die Freisinnigen, haben nie bestritten, dass der Mediation
positive Seiten abzugewinnen sind, und wir sind selbstverstandlich
bereit, die Kostensituation erneut zu prifen. Es wére allerdings der
Effizienz dieses Rates zutraglich, wenn dies zuklnftig auf Anhieb in
der Kommission geschehen kdnnte.

Christoph Holenstein (CVP, Zirich): In den Medien wurde in den
letzten Tagen sehr viel Gber die Strafmediation berichtet. Es besteht
seitens der Politik Erklarungsbedarf. Aus Sicht der CVP mochte ich
Folgendes kurz festhalten:

Die CVP ist nicht grundséatzlich gegen ein Aussohnungsverfahren
zwischen Tater und Opfer; die Vorteile liegen auf der Hand. Die CVP
unterstiitzt daher auch ganz klar das Modell des Strafvergleichsverfah-
rens, bei dem die Untersuchungsbehorde selber eine Ausséhnung zwi-
schen Tater und Opfer vornimmt. Die CVP ist auch nicht grundsétz-
lich gegen die Strafmediation. Der 170-seitige Schlussbericht zum
Projekt Zlrcher Strafmediationsverfahren hat aber neben den durchaus
positiven Aspekten drei gewichtige Mangel aufgezeigt, Uber die man
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als verantwortungsbewusster Kantonsrat nicht einfach hinwegschauen
kann.

Erstens: die Mediatorenrolle. Beziglich der Mediationspraxis wurde
festgestellt, dass ein erhebliches Optimierungspotenzial besteht. Die
Mediationsfachstelle hat hdufig die Rolle einer Beratungsstelle tber-
nommen. Hier liegt genau das Problem: Die Aufgabe der Mediation
und die Mediatorenrolle sind nicht klar umschrieben. Das Mediations-
verfahren bewegt sich zurzeit im luftleeren Raum. Die Aufgaben mus-
sen néher eingegrenzt werden.

Zweitens: ineffiziente Arbeitsabldufe. Die Darstellung der Abléaufe
zeigt ja auch, dass die Zircher Strafmediation ein sehr ineffizientes
System ist, das viel unnotige Reibungsflachen und Arbeitsablaufe
aufweist. Zuerst muss die Staatsanwaltschaft einen Bericht betreffend
die Mediationstauglichkeit verfassen. Danach prift allenfalls noch das
Amt flr Justizvollzug, ob ein Fall mediationstauglich ist. Schliesslich
prift die Fachstelle die Mediationstauglichkeit von neuem. Nachher
gibt es Einzelsitzungen mit Tater und Opfer, anschliessend gemeinsa-
me Sitzungen, anschliessend noch einen Schlussbericht. Das Ganze
geht wieder zurlick an die Staatsanwaltschaft, die das wieder priift und
allenfalls weiterfiihrt oder einstellt. Es wird fir niederschwellige De-
likte wie fahrlassige Korperverletzung oder Tatlichkeiten meines Er-
achtens ein Ubermassiger Aufwand betrieben. Diese Doppelspurigkei-
ten kann und darf sich der Kanton Zurich nicht leisten.

Drittens: Kostenfolge. Geméss dem Schlussbericht kam die Mediation
deutlich teurer zu stehen als Strafuntersuchungen bei gleichartigen
Straftaten. Im Durchschnitt kostete die Mediation gemass dem
Schlussbericht bis zu dreimal mehr als eine vergleichbare Strafunter-
suchung durch die Staatsanwaltschaft. Das Ziel der Verfahrenstko-
nomie gemass Bericht wurde klar verfehlt.

Nachdem die CVP sich in der ersten Lesung insbesondere auf Grund
des zitierten Schlussberichts negativ Gber die in Zirich ausgelbte Me-
diationstatigkeit geéussert hat, scheint plétzlich méglich zu sein, was
bis jetzt nicht moglich war. Anstatt bis zu acht Mediationssitzungen
brauche es nur noch ein bis zwei Mediationssitzungen, sagen Verant-
wortliche. Der Zeitaufwand und die Kosten seien nicht mehr hoher als
bei einem Ublichen Strafverfahren. Neue Zahlenaufstellungen sind
aufgetaucht. Seit die zustandige Frau als Staatsangestellte bei der Jus-
tizdirektion wirke, halte sich der Zusatzaufwand in Grenzen. Pl6tzlich
Ist in wenigen Wochen ein vollig ineffizientes Modell effizient ge-
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worden. Dies wirkt fur mich hochst unserios. Dies wirft auch ein ganz
schiefes Licht auf die Gesetzgebungsvorlage der Strafmediation. Die
Gesetzgebungsvorlage wurde von der zustédndigen Justizdirektion
schlecht vorbereitet. Dem Kantonsrat wurde bereits die definitive Ein-
fihrung der Strafmediation im Gesetz beantragt, obwohl der Schluss-
bericht noch gar nicht vorgelegen hat. Eine zeitliche Dringlichkeit fur
einen solchen Schnellschuss bestand nicht. Ungliicklich war auch die
Verknipfung der Vorlage der Strafmediation mit andern vollig unbe-
strittenen  StPO-Anderungen, die keinen Aufschub tolerierten. So
konnten die Ergebnisse des Schlussberichtes und die erwahnten drei
negativen Aspekte: zu offene Mediatorenrolle, ineffiziente Arbeitsab-
laufe und Uberméssige Kostenfolge im Gesetzgebungsverfahren gar
nicht mehr bearbeitet und bericksichtigt werden. Die CVP ist der An-
sicht, dass man hier nochmals Gber die Blicher muss. Die Justizdirek-
tion muss zuerst die Schlusse aus den Empfehlungen des Berichts zie-
hen und dann der Kommission fir Justiz und 6ffentliche Sicherheit
klar darlegen, wie die Mediatorenrolle néher eingegrenzt wird, wie die
Arbeitsablaufe effizienter gestaltet werden kénnen und wie das Ziel
der Verfahrensdkonomie erreicht werden kann.

Die CVP unterstitzt daher den Ruckweisungsantrag. Flr mich ist auch
schade, dass die Kommissionsmitglieder und Kantonsrate aus den
Medien statt von der Justizdirektion informiert wurden. Besten Dank.

Jirg Trachsel (SVP, Richterswil): Es ist erstaunlich, was ein Medien-
artikel vom letzten Samstag fiir einen Wirbel verursachen kann. Ich
habe im Gegensatz zu Bernhard Egg keine neuen Umsténde und auch
keine neuen Kosten darin erblicken kdnnen, sondern lediglich neue
Behauptungen. Aber nur wegen Behauptungen &andern wir unsere
Meinung nicht und ich sage Ihnen, aus welchen Grinden wir gegen
den Rickkommensantrag sind.

Zu den Kosten, die im NZZ-Artikel vom letzten Samstag aufgefihrt
werden: Der Redaktor vergleicht hier eindeutig Apfel mit Birnen, weil
er namlich ein abgeschlossenes — ein erfolgreich abgeschlossenes —
Strafmediationsverfahren mit einem Strafverfahren vergleicht, das
entweder via Strafbefehl oder mit Antrag an das Gericht mit einem
Strafantrag endet. Er misste aber, wenn er schon die heutige Fassung
mit seiner gewinschten Strafmediation vergleichen mochte, die er-
folgreiche Staatsanwaltschaftsmediation, das heisst die Einstellung des
Strafverfahrens, mit seiner gewinschten Strafmediation vergleichen,
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dann wéren die Kosten tberhaupt nicht wieder in Frage zu ziehen,
sondern es ware, wie schon an der ersten Lesung behauptet, giinstiger.

Zum Zweiten: Es wird vom Journalisten ins Feld gefthrt, es seien ers-
tens minimale Mittel eingesetzt worden und es seien fir diesen Ver-
such nur drei Jahre Zeit gewesen. Ich denke, drei Jahre sind genug. In
drei Jahren hat man entweder eine positive oder eine negative Mei-
nung von dieser Strafmediation. Wir haben eher eine negative, die an-
dere Seite hat eine positive, aber an der fehlenden Zeit kann es nicht
gelegen haben.

Und das letzte komische Argument, das ich noch ins Feld fiihren
maochte, ist die so genannte grosse Zufriedenheit von Tater und Opfer
mit dem Verfahren. Ich frage mich eigentlich, ob wir hier tber ein
Strafverfahren reden oder Gber ein Zivilverfahren. In einem néchsten
Punkt, in einer nichsten Anderung der Strafprozessordnung kénnen
wir ja dann gleich Uber die Einfuhrung der Dispositionsmaxime im
Strafrecht diskutieren.

Sitzen Sie nicht einem Béren auf, glauben Sie nicht den falschen Ar-
gumenten! Die Argumente sind ausgetauscht, die NZZ hat lediglich
neue Behauptungen aufgestellt. Aber deswegen werden sie nicht rich-
tiger oder nicht falscher. Wir sind gegen den Riickkommensantrag.

Susanne Rihs-Lanz (Grine, Glattfelden): Es ist ja schon interessant:
Zu Anfang der Diskussionen tber die Mediation waren sich alle in der
Kommission einig, dass die Strafmediation ein gutes Mittel sei. Dann
tauchten plotzlich die Kosten auf und die Strafmediation, wie sie der
Regierungsrat vorgesehen hatte, wurde gekippt. Wir bedauerten das
sehr. Die Griinen waren von Anfang an fir die Mediation des Regie-
rungsrates. Wir glauben an dieses Mittel, wir glauben, dass einfache
Delikte durch die Strafmediation geldst werden kénnen. Wir sind U-
berzeugt, dass die Strafmediation Strafbefehle und weitere Verfahren
verhindern und somit langfristig sogar Geld gespart werden kann.
Wenn nun die FDP und die CVP doch sehen, dass die Strafmediation
S0, wie sie vorgesehen war, ein gutes Mittel ist, und sich lberzeugen
lasst, dass die Kosten doch nicht so hoch sind, wie sie vermuteten,
dann sind wir nattrlich fron. Wir sind fir diese Rickweisung, weil
wir glauben, dass damit der Strafmediation eine Chance gegeben wird.
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Thomas Ziegler (EVP, Elgg): Die EVP hat schon in der ersten Lesung
ihr Unverstandnis gedussert, dass die Mediation, die sich europaweit
bewdhrt hat, nur abgelehnt werden soll, weil sie nicht zum Nulltarif zu
haben ist. Die Vorteile des Strafvergleichsverfahrens sind offensicht-
lich und haben uns eigentlich schon immer Uberzeugt. Angesichts der
neu angefuhrten finanziellen Gesichtspunkte ist die EVP dafir, dass
alles nochmals genauer untersucht und angesehen wird. Dabei wird es
vor allem auch darum gehen, dass der Mediationsvollzug so gestaltet
werden kann — wirklich so gestaltet werden kann —, dass die Kosten
nicht aus dem Ruder laufen.

Die EVP ist fur Rickkommen und eine Neubeurteilung in der Kom-
mission. Dann wird sich herausstellen, ob die neu angefuhrten Fakten
tatsachlich Fakten sind — oder nur Behauptungen. Wir bitten Sie, dem
Riickkommensantrag zuzustimmen.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Nachdem nun alle Fraktionen
zum Ruckkommen gesprochen haben, die meisten dabei aber auch
schon materiell diskutiert haben, muss ich gleichwohl formell feststel-
len lassen, ob Rickkommen zu Stande kommt. Dazu braucht es 20
Stimmen.

Abstimmung

Der Rickkommensantrag wird von 95 Ratsmitgliedern unter-
stitzt. Damit ist das Quorum von 20 Stimmen erreicht. Riickkom-
men auf die Paragrafen 34c und 39a ist beschlossen.

88 34c und 39%a

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Ich schlage Ihnen vor, die beiden
Paragrafen gemeinsam zu behandeln. Sie sind damit einverstanden.

Das Wort hat Bernhard Egg, IlInau-Effretikon.

Bernhard Egg (SP, Elgg): Entschuldigung, immer noch Elgg, die
heimliche Hauptstadt im Osten! (Heiterkeit.)

Nachdem Sie zum Glick Rickkommen beschlossen haben und die
materielle Diskussion auch schon grosstenteils unter dem Titel
«Rickkommen» gefuhrt wurde, doch noch kurz etwas zum eigentli-
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chen Antrag. Ich stelle Ihnen gestutzt auf Paragraf 19 des Geschafts-
reglements unseres Rates den Antrag, die Paragrafen 34c und 39a der
Strafprozessordnung, wie sie der mehrfach erwéhnten Vorlage 4278a
zugrunde gelegen haben, an die Kommission zuriickzuweisen.

Nur noch kurz zum Riickblick: Die Kommission war es, die die Para-
grafen, die die Mediation betrafen, aus der regierungsréatlichen Vorla-
ge gestrichen hat. Wir hatten in der ersten Lesung einen Minderheits-
antrag gestellt; es war der Antrag von Yves de Mestral. Wir sind mit
diesem Antrag leider unterlegen. Wir haben die Mediation damals
schon etwas sehr Sinnvolles gefunden. Die Kostenfrage war flr uns
nicht gerade nebensachlich, aber nicht das Hauptargument. Wir fan-
den es noch nie zentral, ob es nun 250'000 Franken im Jahr kostet oder
150'000 oder was auch immer. Die Mediation an sich ist ein sinnvolles
Instrument, weil sie die Strafjustiz, die Strafverfolgung entlastet, weil
sie Tater und Opfer dient und unserer Uberzeugung nach eben zukiinf-
tige Kosten erspart. Das Hauptargument fir die Ablehnung der Straf-
mediation waren die Kosten. Ich gehe nicht mehr ndher darauf ein, das
haben lhnen die Kollegen Thomas Vogel und Christoph Holenstein
ausfihrlich erlautert.

Nun sind neue Argumente aufgetaucht seit der ersten Lesung. Auch
diese Argumente haben wir vorhin schon ausfiihrlich gehort. Noch
kurz zu Jurg Trachsel, wenn er ausfiihrt, das seien alles nur Behaup-
tungen: Formell gilt es einmal zu sagen, dass das Geschaft nach wie
vor in Beratung steht. Es fallt dem Rat iberhaupt kein Zacken aus der
Krone, wenn er noch einmal tUber das Thema diskutiert und dann auch
etwas Sinnvolles beschliesst im Sinne der Sache. Ob Sie nun Argu-
ment sagen oder Behauptung — Tatsache ist einfach, dass neue Zahlen
genannt werden, dass ausgefiihrt wird, nach gewissen Erfahrungen,
nach zweijdhrigen Erfahrungen mit der Strafmediation sei man zu
neuen Schliissen gekommen. Es ist ja nicht verwerflich, gescheiter zu
werden und nach langen Erfahrungen genauere Zahlen zu haben. Und
— dies noch zur Ehrenrettung der Weisung — Jurg Trachsel, in der
Weisung wurde nie behauptet, die Zahlen seien definitiv! Es war im-
mer davon die Rede, dass es ein Pilotprojekt sei, dass die Zahlen
Prognosewerte seien und dass man dann nach Vorliegen des Schluss-
berichtes Uber das Projekt genauere Schliisse ziehen misse. Also:
Weisen wir doch diese Paragrafen an die Kommission zuriick. Die
Kommission soll die Argumente prifen, sie soll sich die genauen Zah-
len und Berechnungen geben lassen und dem Rat dann wieder Antrag
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stellen. Das ist zwar nicht gerade ein normales VVorgehen, so eine Teil-
rickweisung, aber im konkreten Fall sicher etwas Sinnvolles.

Ich danke Ihnen, wenn Sie diesem Teilrlickweisungsantrag zustim-
men.

Barbara Steinemann (SVP, Regensdorf): Die CVP hat in der Kommis-
sion und anl&sslich der ersten Lesung einen Antrag gestellt, wonach
der Strafmonopol des Staates nicht aus den Handen des Staates an Pri-
vate zu geben sei. Wir haben diesen Antrag schlussendlich mit Uber-
zeugung gegeniiber jenem der Regierung bevorzugt, weil wir ebenfalls
die Ansicht teilen, dass es sich bei der Strafverfolgung um einen klas-
sischen Bereich handelt, der ausschliesslich und konsequent in die
Hénde von staatlichen Organen gehdrt. Die SVP steht selbstverstand-
lich nach wie vor hinter dieser Lésung, auch wenn sie von unserer Sei-
te einen Kompromiss darstellt. Umfaller finden sich allerdings in un-
seren Reihen keine. Aber offenbar haben Psychologen, Soziologen
und P&dagogen fest mit diesem neuen Job gerechnet — subventioniert
vom Staat — und spannen hier die Medien als nutzliche Instrumente
ein, um doch noch in den Genuss dieser neuen Beschéaftigungsmadg-
lichkeiten mit sicherem Einkommen zu gelangen. Kein Zufall ist da-
her, dass sich die Betroffenen ausgerechnet am Freitag vor der zweiten
Lesung bei den Medien zu Worte melden.

Wir gehen nach wie vor von den Voten vom 22. Mai 2006 aus. Daher
akzeptiert die SVP den damals von der Ratsmehrheit geféllten Ent-
scheid, wonach allein die Staatsanwaltschaft fiir ein allfalliges Media-
tionsverfahren zustandig ist. Selbstverstandlich haben damals auch
finanzielle Uberlegungen eine Rolle gespielt. Wir lassen uns aber
nicht durch mediale Kurzschliisse verwirren und gehen davon aus,
dass uns der Justizdirektor nicht mit alten Zahlen beliefert hat.

Alfred Heer (SVP, Zirich): Ich muss schon sagen, CVP und FDP ha-
ben ein Ruckgrat in der Starke eines Zahnstochers. (Heiterkeit.) Wie
naiv sind Sie eigentlich, muss ich Sie schon fragen, wenn drei Tage
vor der zweiten Lesung zwei Schilleraufsdtze im Tages-Anzeiger und
in der Neuen Zilrcher Zeitung erscheinen? Es ist nicht mehr, ich kann
es gut beweisen, Hans-Peter Bieri (im Rat anwesender Redaktor des
Tages-Anzeigers), auch wenn ich lhnen die Freude daruber ansehe,
dass die «Zahnstocherfraktionen» umgekippt sind. Also wenn zwei
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Schuleraufséatze dazu fiihren, dass zwei Fraktionen zwei Tage spater
eine Kehrtwendung begehen und das Geschéft in die Kommission zu-
riickweisen wollen, dann haben sie in diesem Rat nichts mehr verlo-
ren. Delegieren Sie Ihre Kompetenzen an die Neue Zircher Zeitung
und an den Tages-Anzeiger! Am besten rufen Sie am Sonntag die je-
weiligen Journalisten an, damit Sie am Montag wissen, wie Sie abzu-
stimmen haben. Es gibt weder neue noch andere Zahlen. Es gibt einzig
andere Interpretationen. Und dazu hétten Sie nun wirklich in der
Kommission gentigend Zeit gehabt, liebe CVP und FDP, selber so in-
telligent zu werden wie die beiden Zircher Tageszeitungen. Aber of-
fensichtlich sind Sie zu dumm fiir die Kommissionsarbeit oder dann
sind Sie einer Propaganda aufgesessen, wie dies Barbara Steinemann
ausgefiihrt hat, welche von den Sozialarbeitern angefuihrt wird. Ich bin
enttduscht Gber Ihr Verhalten. Mit lThnen in Zukunft so politisch zu-
sammenzuarbeiten, macht schon fast keinen Sinn mehr. Vielleicht
wird sich die SVP-Fraktion in Zukunft absprechen, was die Zeitungen
am Freitag schreiben, damit wir wissen, was Sie am Montag stimmen
werden.

Regierungsrat Markus Notter: Wir haben hier und in der Kommission
ausfuhrlich tber die Strafmediation gesprochen. Die entscheidende
Frage auch bezuglich der Ruckweisung ist die, ob Sie die Strafmedia-
tion grundsatzlich als ein taugliches, interessantes Mittel betrachten,
das man einsetzen soll, oder nicht. Hier gehen die Meinungen ausein-
ander. Ich habe aber, wenn ich Thomas Vogel und auch Christoph Ho-
lenstein richtig verstanden habe, den Eindruck, dass es eine Mehrheit
gibt in diesem Rat, die grundsétzlich der Meinung ist, die Strafmedia-
tion sei ein geeignetes Instrument. Das ist einmal die erste und Haupt-
frage. Und wenn dem so ist, dann lohnt es sich, glaube ich, noch ein-
mal die Frage der Kosten anzusehen. Wir haben eine Evaluation eines
Pilotprojektes, das unter ganz bestimmten Bedingungen durchgefiihrt
wurde. Diese Kosten wurden dort erhoben und ich denke, Professor
Christian Schwarzenegger hat das korrekt gemacht als serioser Wis-
senschafter. Und als Studienkollege von mir (Heiterkeit) hat er das
sicher gut gemacht. Aber wir haben, so meine ich jedenfalls, in der
Kommission bereits zum Ausdruck gebracht, dass die Rahmenbedin-
gungen, wie sie im Pilotprojekt galten, fiir die kiinftige Strafmediation
nicht mehr gelten kdnnen und dass wir auch die Lehren, Christoph
Holenstein, die da aufgefuhrt wurden, ziehen wollen. Jetzt ist es nicht



11547

so interessant, was man selber meint gesagt zu haben, sondern es ist
wichtig, wie es ankommt und ob die Botschaft bei den Leuten ange-
kommen ist. Die entsteht ja bei den Empféangern einer Information und
nicht beim Absender. Offensichtlich ist es uns nicht gelungen, in der
Kommission darzulegen, wie genau wir das machen wollen und wel-
che Kosten es dann verursachen wird. Wir haben aber diese Konzepte,
wir haben auch schon umgestellt et cetera. Wir kdnnen das darlegen.
Deshalb glaube ich, dass es Sinn macht, wenn wir das gemeinsam
noch einmal ansehen. Ich gebe gerne zu: Es fallt mir auch kein Stein
aus der Krone, die ich nicht habe. Wenn das unsererseits zu wenig klar
gemacht wurde, dann bedaure ich das und dann sollten wir die Chance
nutzen, das noch einmal gemeinsam anzusehen, immer unter der Vor-
aussetzung, dass Sie die Strafmediation grundsatzlich als ein taugli-
ches Instrument betrachten.

Deshalb glaube ich, dass dieser Rickweisungsantrag an die Kommis-
sion Sinn macht. Sie kdnnen mit meiner Unterstiitzung rechnen, wenn
wir uns noch einmal in Ruhe ansehen, wie das auf der Kostenseite
aussieht, und Sie dann zu gefestigten Schlussfolgerungen kommen
konnen. Ich bitte Sie, dem Antrag von Bernhard Egg zuzustimmen,

Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Prasidentin der Kommission
fur Justiz und o6ffentliche Sicherheit (KJS): Ich bin der Meinung, dass
man Paragraf 39a Ziffer 5 zurtckweisen sollte und nicht 39a, weil die
Ziffern 1 bis 4 unverandert bleiben. Sonst haben wir eine Liicke in der
Strafprozessordnung. Ich habe das erst im Moment gemerkt, ich ent-
schuldige mich dafiir.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Sind Sie mit dieser Anmerkung
der Kommissionsprasidentin einverstanden? Wir weisen nur die Ziffer
5 des Paragrafen 39a an die Kommission zuriick. Sie sind damit ein-
verstanden.
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Abstimmung

Der Kantonsrat stimmt dem Antrag von Bernhard Egg auf Teil-
rackweisung mit 102 : 58 Stimmen zu.

Die Paragrafen 34c und 39a Ziffer 5 werden an die Kommission zu-
riickgewiesen.

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

8§ 84, 85 und 97
Keine Bemerkungen; genehmigt.

§98

Jirg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Ich spreche als Verantwortlicher der Redaktionskommission zu
Paragraf 98. Bei Paragraf 98 wird auf Artikel 69 StGB in der Fassung
der StGB-Revision vom 13. Dezember 2002 verwiesen. Diese Revisi-
on ist noch nicht in Kraft gesetzt. Auch der Inkraftsetzungsbeschluss
des Bundesrates steht noch aus. Es gilt der Grundsatz, dass bei der
Verabschiedung eines Gesetzes auf die in diesem Zeitpunkt in Kraft
stehenden Erlasse der Rechtsumgebung abgestellt werden soll. Heute
ist die StGB-Revision aber noch nicht in Kraft. Bei Einflihrungsgeset-
zen kommt man nicht umhin, auf die neuen Fassungen abzustellen. Da
die StGB-Revision vom 13. Dezember 2002 mit hochster Sicherheit
kommen wird, empfehlen wir lhnen, im Paragrafen 98 weiterhin auf
die neuen StGB-Normen zu verweisen. Hingegen sind die Fussnoten
mit dem Hinweis auf die entsprechenden StGB-Bestimmungen der
friiheren Fassungen zu erganzen.

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

88§ 106¢ und 106d-h
Keine Bemerkungen; genehmigt.

§ 130a

Jirg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Bei Paragraf 130a gilt es analog zu Paragraf 98 Absatz 1 die Fuss-
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note zu erganzen, die so lautet: «In der Fassung gemass StGB-
Revision vom 13. Dezember 2002 (noch nicht in Kraft); entspricht
Art. 27°° der friiheren StGB-Fassung.»

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

8§ 1314a, 149b, 149c, 149d, 149e und 188
Keine Bemerkungen; genehmigt.

§ 343

Jirg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Sie haben sicher bemerkt, dass wir bei Paragraf 24a etwas schnell
dartiber gegangen sind. So komme ich nochmals zu Paragraf 24a in
Zusammenhang mit Paragraf 343. Auch beim Paragrafen 343 StPO
besteht eben, wie gesagt analog zum Paragrafen 24a, ein Koordinati-
onsbedarf, hier zum Gesetz ber den allgemeinen Teil StGB und das
Jugendstrafgesetz. Paragraf 343, mit Stern bezeichnet: «Die Verwal-
tungsbehorde nimmt die zur Beurteilung (...). Sie kann Zwangsmass-
nahmen (...) des Fernmeldeverkehrs nach § 104 anordnen.» Die Fuss-
note lautet — weil ich es bei Paragraf 24a nicht erwahnt habe, erlaube
ich mir dies noch zu tun:

Tritt das Gesetz Uber die Anpassung an den geénderten allgemeinen
Teil des Strafgesetzbuches und an das neue Jugendstrafgesetz vor o-
der gleichzeitig mit dem Gesetz tiber Anderungen im Strafverfahren in
Kraft, so gilt folgende Fassung:

§ 343. 'Die Verwaltungsbehdrde nimmt die zur Beurteilung des Be-
gehrens notwendigen Beweise ab und weist den Bestraften auf die
Mdoglichkeiten gemeinnitziger Arbeit hin. Sie kann Zwangsmassnah-
men im Sinne von § 338 und zusatzlich bei der Untersuchung eines
Verstosses gegen Art. 179°""* StGB die Uberwachung des Fernmel-
deverkehrs nach § 104 anordnen.

?Bleibt der Bestrafte einer Einvernahme trotz zweimaliger Vorladung
unentschuldigt fern, so gilt seine Einsprache als zurtickgezogen.

SAuf Grund des Untersuchungsergebnisses kann die Verwaltungsbe-
horde an der Strafverfliigung festhalten, sie durch eine andere ersetzen
oder das Verfahren einstellen.
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*Halt der Bestrafte oder der Geschadigte an seinem Begehren fest, (-
berweist die Verwaltungsbehorde die Akten dem Einzelrichter.

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

8§ 402
Keine Bemerkungen; genehmigt.

1.
§98

Jirg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Bereits bei Titel und Ingress habe ich darauf aufmerksam gemacht
und muss es trotzdem nochmals erwéhnen, dass — Ziffer 11l — das Ge-
setz erstens dem fakultativen Referendum unterstellt werden muss.
Das heisst, es wurde neu eingesetzt: «Dieses Gesetz untersteht dem
fakultativen Referendum.» und «B. Aufhebung eines Kantonsratsbe-
schlusses». Unter diesem Titel steht: «Mit Inkrafttreten des Gesetzes
tiber Anderungen im Strafverfahren wird der Beschluss des Kantons-
rates Uber die (...) aufgehoben.»

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Damit ist die Vorlage redaktio-
nell durchberaten und wir kommen zum Teil B, Aufhebung eines Kan-
tonsratsbeschlusses.

B. Aufhebung eines Kantonsratsbeschlusses
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Schlussabstimmung

Der Kantonsrat stimmt der bereinigten Vorlage 4278b mit Aus-
nahme der Paragrafen 34c und 39a Ziffer 5 StPO mit 128 : 0
Stimmen zu.


http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b3993803E-FFBA-4D06-8AC9-3307860C676A%7d

11551

Ordnungsantrag

Lorenz Habicher (SVP, Zirich): Vielleicht missen wir die Medien
auch zum Abstimmungsvorgehen beiziehen und schauen, ob es Sinn
macht, eine Schlussabstimmung durchzufuhren, wenn Teile der Vor-
lage zurlickgewiesen werden. Wie sollen die Teile, die zurlickgewie-
sen wurden, unter welchem Titel sollen sie in der Kommission dann
behandelt werden, wenn die Vorlage schon abgestimmt ist? Das geht
fir mich ordnungspolitisch nicht auf. Formell kann es doch nicht sein,
dass eine Vorlage als Ganzes in der Schlussabstimmung bestanden
hat, und danach wird die Kommission tatig und beréat noch Teile da-
von, ohne dass die Vorlage besteht. Die wurde ja dann beschlossen.
Ich glaube, wir missen die Schlussabstimmung zurtickstellen, bis die
Vorlage als Ganzes behandelt ist, und erst dann durchfthren.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Lorenz Habicher, das ist meiner
Ansicht nach nicht so. Wir haben uber die bereinigte Vorlage 4278b
die Schlussabstimmung durchgefiihrt. Die Kommission hat einen kla-
ren Auftrag des Kantonsrates erhalten. Die Kommission wird also eine
Vorlage 4278c in den Rat bringen. Wir kénnen dann wieder daruber
beraten und eine Schlussabstimmung durchfthren.

Willy Haderer (SVP, Unterengstringen): Ich hatte deswegen trotzdem
noch eine Frage an Regierungsrat Markus Notter. Es ist ein einmaliges
Vorgehen, dass wir eine halbe Vorlage verabschieden. Ich mdchte
wissen, ob nun, bevor diese Bereinigung in der Kommission stattge-
funden hat und die Bereinigung in diesem Rat beschlossen wird, diese
Teile des Gesetzes, die wir jetzt genehmigt haben, in Kraft gesetzt
werden konnen, oder ob das erst nachher erfolgt. Mir scheint es nicht
sinnvoll, wenn wir beginnen, Vorlagen zu teilen und Teile davon in
Kraft zu setzen und erst nachher, in einem weiteren Entscheid wissen,
wie das Gesetz Uberhaupt aussieht.

Regierungsrat Markus Notter: Die beiden Fragen sind so auseinander
zu halten, dass es keine Probleme macht, die VVorlage, die Sie jetzt in
der Schlussabstimmung verabschiedet haben, als Integrales, Selbst-
stdndiges in Kraft zu setzen. Die andere Frage bezlglich der Strafme-
diation kann man separat behandeln. So ein ungewohnliches VVorgehen
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ist es nicht. Jedenfalls ware die Kommission selber ja durchaus auch
berechtigt gewesen, die Vorlage aufzuteilen und die beiden Fragen
separat zu bringen. Jetzt hat das der Rat der Kommission quasi SO
empfohlen. Willy Haderer, wir haben schon andere Gesetze beraten;
ich weiss nicht, ob Sie schon dabei waren, als wir das Bezirksverwal-
tungsgesetz auseinander genommen haben. Als wir den Bezirk Dieti-
kon grindeten, da hat die Regierung eine einzige Vorlage gebracht
und der Kantonsrat, die Kommission, hat es auseinander genommen,
damit es keine Probleme gab. Jetzt hat der Rat der Kommission gesagt
«Nimm die beiden Fragen auseinander!», das kann der Rat natirlich
und das macht auch Sinn. Das ist nicht so ungewohnlich. Es kommt
nicht haufig vor, Lorenz Habicher, aber es ist moglich. In diesen Fra-
gen, wurde ich sagen, ist der Kantonsrat gut beraten, sich an sein Ge-
schéaftsreglement zu halten, und dann funktioniert das.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Ich danke Justizdirektor Markus
Notter fir die ergdnzenden klarenden Worte.

5. Gesetz Uber die Anpassung an den geanderten allgemeinen Teil
des Strafgesetzbuches und an das neue Jugendstrafgesetz

Antrag der Redaktionskommission vom 1. Juni 2006 4298b

Jurg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Auch hier komme ich zuerst zu Titel und Ingress. Hier besteht das
Problem, wie vorhin bereits erwahnt, dass der Kantonsrat ein Gesetz
beschliesst, dessen Rechtsgrundlagen auf Bundesebene — hier denken
wir an die Revision des allgemeinen Teils StGB, an das Jugendstraf-
gesetz, die noch nicht in Kraft sind. Selbstverstandlich wird der Regie-
rungsrat das Gesetz erst in Kraft setzen, wenn auch die Grundlagen
auf Bundesebene in Kraft sind. Hingegen beginnt die Referendums-
frist bereits jetzt zu laufen. Um die Transparenz zu verbessern, bean-
tragen wir lhnen, auf die beiden Bundesgesetze zu verweisen. Dies
haben wir im Ingress bereits so getan.
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Detailberatung

Titel und Ingress
Keine Bemerkungen; genehmigt.

I. Gerichtsverfassungsgesetz
8§ 24, 25, 34, 45, 71, 79, 92 und 94
Keine Bemerkungen; genehmigt.

I1. Gesetz betreffend den Strafprozess

88 5, 11, 19b, 22, 25, 70, 71a, 73, 83, 106, 150, 162, 187, 189, 220a,
262, 281, 285b, 285d, 285e, 291, 298, 301, 317, 318, 328, 328c, 333,
335, 340, 341, 342

Keine Bemerkungen; genehmigt.

§ 343

Jirg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Beim Paragrafen 343 besteht Koordinationsbedarf mit dem Gesetz
tber Anderungen im Strafverfahren. In Absatz 1 entfallt der Inhalt der
eckigen Klammern und als Fussnote zu Paragraf 24a GVG (Gerichts-
verfassungsgesetz) haben wir eingefiigt:

Tritt das Gesetz tiber Anderungen im Strafverfahren vor oder gleich-
zeitig mit dem Gesetz Uber die Anpassung an den geanderten allge-
meinen Teil des Strafgesetzbuches und an das neue Jugendstrafgesetz
in Kraft, so lautet Abs. 1 Satz 2 wie folgt:

«... Sie kann Zwangsmassnahmen im Sinne von § 338 und zusatzlich
bei der Untersuchung eines Verstosses gegen Art. 179°""* StGB die
Uberwachung des Fernmeldeverkehrs nach § 104 anordnen.»

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

88 344, 347, 350, 351, 352, 367, 368, 369, 370, 371, 372, 373, 374,
375, 376, 377, 379, 380, 381, 382, 383, 384, 385, 386, 387, 402, 422,
491, 495

Keine Bemerkungen; genehmigt.
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I11. Es wird folgendes Gesetz erlassen:
Straf- und Justizvollzugsgesetz (StIVG)
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
881,23

Keine Bemerkungen; genehmigt.

2. Abschnitt: Kantonales Ubertretungsstrafrecht
884,5,6,7,8,9, 10,11, 12, 13
Keine Bemerkungen; genehmigt.

3. Abschnitt: Der Justizvollzug
A. Zustandigkeiten

88 14, 15, 16, 17, 18, 19

Keine Bemerkungen; genehmigt.

B. Vollzugsbestimmungen
88 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32
Keine Bemerkungen; genehmigt.

C. Besondere Vorschriften tber den Vollzug jugendstrafrechtlicher
Sanktionen

88 33, 34, 35, 36, 37, 38
Keine Bemerkungen; genehmigt.

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen
88 39, 40, 41, 42
Keine Bemerkungen; genehmigt.

IV. Steuergesetz
88 261 und 262
Keine Bemerkungen; genehmigt.

V. Gesetz Uber die Erbschafts- und Schenkungssteuer
8§74
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Keine Bemerkungen; genehmigt.

VI. Einfiihrungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch
§§ 95 und 216
Keine Bemerkungen; genehmigt.

VII. Gesetz (iber den Zivilprozess
§ 163
Keine Bemerkungen; genehmigt.

VIII. Anwaltsgesetz
88 40, 41, 42
Keine Bemerkungen; genehmigt.

IX. Gesetz Uber den Schutz von Personendaten
8 26
Keine Bemerkungen; genehmigt.

X. Gesetz iber den Beitritt des Kantons Zirich zur Interkantonalen
Vereinbarung uber die Anerkennung von Ausbildungsabschlissen

Art. 11
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Xl. Gesetz tiber das Halten von Hunden
§19
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XIl. Gesetz Uber das Salzregal und den Beitritt des Kantons Ziirich zur
Interkantonalen Vereinbarung uber den Salzverkauf in der Schweiz

84
Keine Bemerkungen; genehmigt.

X111, Gesetz tber die Raumplanung und das 6ffentliche Baurecht
§ 340
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Keine Bemerkungen; genehmigt.

XIV. Einfihrungsgesetz zum Gewasserschutzgesetz
§53
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XV. Gesetz Uber die Abfallwirtschaft
§39
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XVI. Wasserwirtschaftsgesetz
8§79
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XVII. Energiegesetz
8§18
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XVIII. Gesetz tber die Verkehrsabgaben und den Vollzug des Stras-
senverkehrsrechts des Bundes

8§18
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XIX. Gesetz (ber die Besteuerung der Schiffe
§10
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XX. Gesetz tiber die Kinderzulagen fiir Arbeitnehmer
8§29
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XXI. Gesetz Uiber die Férderung der Landwirtschaft
§ 176
Keine Bemerkungen; genehmigt.
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XXII. Kantonales Waldgesetz
8§34
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XXI1II. Gesetz Uber Jagd und Vogelschutz
8 56
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XXIV. Gesetz tiber die Fischerei
§41
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XXV. Gastgewerbegesetz
§39
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XXVI. Markt- und Wandergewerbegesetz
8§ 27
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XXVII. Gesetz tber das Unterhaltungsgewerbe
§18
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XXVIII. Gesetz tber die Geschaftsagenten, Liegenschaftenvermittler
und Privatdetektive

§9
Keine Bemerkungen; genehmigt.

XXIX.
Keine Bemerkungen; genehmigt.
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Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Damit ist das Gesetz redaktionell
durchberaten.

Schlussabstimmung

Der Kantonsrat beschliesst mit 133 : 0 Stimmen, der Vorlage
4298b zuzustimmen.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Die Vorlage untersteht dem fa-
kultativen Referendum. Der Minderheitenstandpunkt wird, sofern das
Referendum ergriffen wird, von der Geschaftsleitung verfasst.

Das Geschéft ist erledigt.

6. Gewaltschutzgesetz (GSG)
Antrag der Redaktionskommission vom 1. Juni 2006 4267b

Detailberatung

Titel und Ingress
Keine Bemerkungen; genehmigt.

I. Es wird folgendes Gesetz erlassen:
A. Allgemeines

881,2

Keine Bemerkungen; genehmigt.

B. Anordnung von Schutzmassnahmen

§3

Jirg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Die Redaktionskommission zieht die einfachere Lodsung eines

Doppelbegriffs im Marginal vor. Das Marginal zu Paragraf 3 lautet
neu: «Polizeiliche Anordnung; Geltung».

884,5,6,7


http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b23F43318-876A-4ED2-956D-4F633AD4364D%7d
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C. Gemeinsame Verfahrensbestimmungen
Keine Bemerkungen; genehmigt.

888, 9,10, 11, 12
Keine Bemerkungen; genehmigt.

D. Gewahrsam
8§13, 14
Keine Bemerkungen; genehmigt.

E. Flankierende Massnahmen
88 15, 16, 17, 18
Keine Bemerkungen; genehmigt.

F. Schlussbestimmungen
§19

Jirg Leuthold (SVP, Aeugst a.A.), Referent der Redaktionskommissi-
on: Bei Paragraf 19 gilt es analog zum Gesetz iiber Anderungen im
Strafverfahren. Hier empfehlen wir, Paragraf 24a des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes mit einer Fussnote zu erganzen. Sie lautet:

Tritt das Gesetz tiber Anderungen im Strafverfahren vor oder gleich-
zeitig mit dem Gewaltschutzgesetz in Kraft, so gilt folgende Fassung:

§ 24a. 'Der Einzelrichter amtet als Haftrichter im Sinne des Gewalt-
schutzgesetzes.

?Als Haftrichter im Sinne der Strafprozessordnung amtet der Einzel-
richter eines Bezirksgerichts in 6rtlichen Zustandigkeitsbereich der
Staatsanwaltschaft oder der Jugendanwaltschaft. Das Obergericht re-
gelt seinen Einsatz in einer Verordnung.

Das Obergericht kann den Einzelrichter in seiner Funktion als Haft-
richter auch als Ersatzrichter fur das ganze Kantonsgebiet einsetzen.

*Der Haftrichter des Bezirksgerichts Ziirich entscheidet, wo das Bun-
desrecht die richterliche Anordnung oder Uberpriifung auslanderrecht-
licher Zwangsmassnahmen vorsieht.

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.
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.
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Damit ist die Vorlage redaktio-
nell durchberaten.

Schlussabstimmung

Der Kantonsrat beschliesst mit 92 : 48 Stimmen, der Vorlage
4267b zuzustimmen.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Die Vorlage untersteht dem fa-
kultativen Referendum. Der Minderheitenstandpunkt wird, sofern das
Referendum ergriffen wird, von der Geschaftsleitung verfasst.

Das Geschéft ist erledigt.

Aktionswoche gegen hausliche Gewalt

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Sehr geehrte Herren des Kantons-
rates, in der Pause haben Sie Gelegenheit, draussen auf der Rathaus-
briicke lhre politische Schlagkraft unter Beweis zu stellen. Amnesty
International und verschiedene Frauenorganisationen laden Sie dazu
ein. Unter dem Motto «Mobil gegen héusliche Gewalt» haben diese
Organisationen uns zu Ehren heute auf der Rathausbriicke ihre Akti-
onswoche gestartet. Sie alle, liebe Kollegen, sind eingeladen, am
«Power-0-Meter», friiher «Hau-den-Lukas» geheissen, zu zeigen, mit
welcher Wucht sie sich gegen die hdusliche Gewalt engagieren kon-
nen. Natlrlich sind alle Damen des Kantonsrates eingeladen, diesem
seltenen Schauspiel der prachtvollen Entfaltung mannlichen Selbst-
verstandnisses beizuwohnen.

Erklarung der Griinen Fraktion zu den Ozon-Grenzwertiiberschrei-
tungen

Susanne Rihs-Lanz (Grine, Glattfelden): Ich verlese Ihnen eine Frak-
tionserklarung der Grinen zum Thema Ozon. (Unmutsausserungen
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auf der rechten Ratsseite.) Sehnsilichtig haben die Menschen dieses
Jahr auf den Sommer gewartet. Jetzt ist er da mit seiner Pracht und
seinen Hitzetagen. Leider kommen mit den hohen Temperaturen auch
die Nebenwirkungen. Seit Tagen werden die Ozongrenzwerte massiv
uberschritten. Gestern zum Beispiel meldeten elf der 16 Messstationen
zum Teil erschreckende Uberschreitungen des zulassigen Grenzwer-
tes. Die Menschen klagen bereits wieder Uber Kopfschmerzen, tber
allergische Reaktionen, Atemprobleme bis hin zu Asthmaanféllen.

Seit Jahren kennen wir dieses Problem. Seit Jahren wissen wir, woher
die hohen Ozonwerte kommen. Seit Jahren schauen die verantwortli-
chen Politikerinnen und Politiker auf allen Ebenen zu, wie der Som-
mersmog die Gesundheit der Menschen geféhrdet. Es ist das gleiche
Phanomen wie beim Feinstaub. Zwar ist es nicht so, dass wir keine
Gesetze zum Schutze der Umwelt hatten. Wir verfligen Uber einen
Massnahmenplan Lufthygiene, wir haben entsprechende Vorstdsse
tberwiesen. Wir brauchten diese Gesetze, Plane und Vorstdsse nur
umzusetzen. Was nitzen die Messstationen, was nitzen die Grenzwer-
te, wenn wir bei deren Uberschreitung nichts tun? Wo bleibt da die
Glaubwirdigkeit der Politik?

Die Grlinen haben genug von der Lethargie, von der Passivitat und der
Tatenlosigkeit der Politik gegenuber der Luftverschmutzung, insbe-
sondere gegenuber dem Problem der hohen Ozonwerte. Wir fordern
sowohl kurzfristige wie langfristige Massnahmen, bei den kurzfristi-
gen einen Aktionsplan im Falle der Uberschreitung der Ozonwerte,
der sofort zum Tragen kommt. Darin fordern wir Temporeduktionen,
Anreize zur Benltzung des Offentlichen Verkehrs, verkehrsfreie Zo-
nen, Fahrverbote fir besonders umweltschadigende Fahrzeuge und,
und, und. Bei den langfristigen Massnahmen fordern wir die CO,-
Abgabe, eine noch bessere Forderung des Offentlichen Verkehrs und
vor allem der alternativen Energietrager, Steuerreduktionen fiir um-
weltfreundliche Fahrzeuge und vieles mehr. Wir brauchen aber auch
einen umweltvertraglichen Flugverkehr. Alle Massnahmen, die das
Ozon reduzieren, helfen auch gegen die Klimaerwarmung und ihre
katastrophalen Folgen. Schauen wir also nicht mehr langer zu, sondern
vollziehen wir diese Massnahmen doch endlich! Das sind wir nicht
nur uns, sondern vor allem unseren kommenden Generationen schul-
dig.

Wir sind verantwortlich fur unser Tun. Sie, die Sie so murren, sind flr
das verantwortlich, was Sie verhindern.
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Erklarung der CVP zur Flugverkehrspolitik

Willy Germann (CVP, Winterthur): Ich verlese eine Fraktionserkla-
rung der CVP zu Verzdgerungen in der Flugverkehrspolitik des Kan-
tons.

In der laufenden Richtplanerganzung wird der Flughafen ausgeklam-
mert — mit der Begriindung, ein Kapitel Flughafen solle mit dem SIL-
Verfahren (Sachplan Infrastruktur Luftfahrt) koordiniert werden. Da
das SIL-Verfahren Sache des Bundes ist, misste der Kanton dem
Bund mdglichst rasch seine Interessen anmelden. Dies darf nicht bloss
Sache der Regierung sein. Diese hat mit der Ablehnung des Pistenmo-
ratoriums im Gegensatz zum Kantonsrat bereits widersprichliche Sig-
nale ausgesendet. Indem sowohl Kantonsrat als auch Regierungsrat
den Flughafen aus der Verkehrsrichtplanung ausklammern, verkennen
sie die Auswirkungen des Flughafens auf die Siedlungsplanung und
auf das Verkehrsaufkommen auf Strasse und Schiene. Eine sinnvolle
Vermischung der Verkehrstrager wird in Frage gestellt. Vor allem
lasst der Kanton den Bund im Ungewissen, wie er unterschiedliche
Interessen gewichtet, darunter volkswirtschaftliche Interessen oder
Anliegen des Bevolkerungsschutzes. Ein Interessensausgleich muss
zwingend zuerst auf kantonaler Ebene gefunden werden. Wichtigste
Entscheidungsgrundlage dafiir wére der Volksentscheid zur Flugha-
feninitiative oder zu einem der Gegenvorschléage. Es weist alles darauf
hin, dass der Bund auf die Eckwerte aus diesem Volksentscheid war-
tet. Es ist deshalb unverantwortlich, dass diese Entscheidungsgrundla-
ge auf die lange Bank geschoben wird. Jede weitere Verzdgerung
konnte sich fatal auswirken. Der Kanton kénnte vom Bund tbergan-
gen werden.

Von Anfang an war klar, dass die Volksinitiative im Kantonsrat keine
Mehrheit findet. Der Kantonsrat hétte sich langst mit den Gegenvor-
schldgen auseinandersetzen muissen. Das Argument der Regierung —
besser gesagt: einer Regierungsratin —, flr den regierungsratlichen
Gegenvorschlag fehlten noch Entscheidungsgrundlagen, wirkt hilflos.
Ohne zuverlassige Entscheidungsgrundlagen hétte die Regierung sel-
ber kaum einem Gegenvorschlag zugestimmt. Gegenvorschléage zu-
handen des Kantonsrates sollten deshalb unverziiglich behandelt wer-
den, sowohl jener der Regierung als auch jener der CVVP. Abgesehen
von den Sperrzeiten ist Letzterer identisch mit der Behordeninitiative,
die von immer mehr larmgeplagten Gemeinden unterstiitzt wird. Die
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Behandlung dieser Behordeninitiative darf aber nicht als billiges Ar-
gument fiir eine weitere Verzdgerung herhalten. Sowohl der Bund als
auch die kantonalen Behdrden sind dringend auf klare Eckwerte an-
gewiesen, die letztlich nur ein Volksentscheid geben kann.

7. Pilotprojekt «Zusammenarbeit statt Zentralisierung» im Rah-
men der Agglomerationsprogramme

Postulat von Carmen Walker Spah (FDP, Zirich), Dieter Klay (FDP,
Winterthur) und Thomas Vogel (FDP, IlInau-Effretikon) vom 28. No-
vember 2005

KR-Nr. 336/2005, Entgegennahme, Diskussion

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat ist bereit, das
Postulat entgegenzunehmen. Claudio Schmid, Bilach, hat an der Sit-
zung vom 27. Februar 2006 den Antrag auf Nichtlberweisung des
Postulates gestellt. Der Rat hat zu entscheiden.

Claudio Schmid (SVP, Biilach): Es gibt Griinde fir die Uberweisung
dieses Postulates. Anreize sollen durch finanzielle Zuschiisse aufberei-
tet werden, damit kleine oder benachteiligte Regionen entlastet wer-
den. Die Gemeindestrukturen konnten in den n&chsten zehn bis zwan-
zig Jahren berdacht werden. Trotzdem ist die SVP-Fraktion der Auf-
fassung, dass die Uberweisung dieses Postulates unndtig ist. Seit ge-
raumer Zeit funktioniert die Zusammenarbeit der Gemeinden bezie-
hungsweise Regionen bestens, «glow» (glow. das Glattal;
www.glow.ch) ist dafr ein treffendes Beispiel, ein Paradebeispiel oder
—an die FDP - ein von lhnen gefordertes Pilotprojekt.

Die Zircher Gemeinden bilden die Zelle des Staates und sind der Ga-
rant fur das wettbewerbsorientierte Geschehen und Funktionieren des
Staates. Die Steuerhoheit und die Aufgabenkompetenz der Gemeinden
sind wichtig und sollten nicht verwéssert werden, unser Milizsystem
ist glinstig und wirksam. Es besteht bereits jetzt in der Grossagglome-
ration Zurich umfassende Zusammenarbeit auf verschiedenen Ebenen.
Eine Menge Themen vermischen die Postulanten willkirlich. Die
Gemeindestrukturen des Kantons sind seit Jahrzehnten bewéhrt und
daran hat nicht einmal der Verfassungsrat etwas ger(ttelt. Territoriale
Fusionen sind nach wie vor ein Tabu innerhalb unseres Staates. Aber
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in der Gemeinde machen Fusionen tatsachlich Sinn, zum Beispiel die
Einheitsgemeinden. Daher unser Fazit: Regionale Zusammenarbeit
funktioniert, gesetzliche Grundlagen, um eine neue Birokratie zu for-
dern, sind deshalb unnétig. Danke.

Carmen Walker Spah (FDP, Zurich): Mit dem Postulat «Zusammen-
arbeit statt Zentralisierung» moéchte die FDP-Fraktion die Regierung
beauftragen, im Rahmen der Agglomerationsprogramme ein Pilotpro-
jekt zur engeren Zusammenarbeit unter den Gemeinden zu lancieren.
Die FDP-Fraktion will mit ihrem Postulat erstens das Thema «Zu-
sammenarbeit unter den Gemeinden» und damit auch die Frage einer
von den Gemeinden ausgehenden Gebietsreform nach funktionalen
Kriterien wieder aufnehmen. Zweitens will die FDP-Fraktion einen
institutionellen Beitrag zur verbesserten Abstimmung von Verkehrs-
und Siedlungsentwicklung leisten, eine der grdssten ungel6sten Auf-
gaben unserer Agglomerationen. Denn die Gemeinden und insbeson-
dere die Agglomerationsgemeinden stehen vor grossen Herausforde-
rungen. Grosse gesellschaftliche Veranderungen, wichtige siedlungs-
politische und umweltpolitische Anliegen durch die zunehmende Ver-
stadterung in der Schweiz generell, die Tendenz nach einem zentralis-
tisch gefiihrten, verburokratisierten Staat, der gleichzeitige Ruf nach
mehr Subsidiaritat und besserer Effizienz in der Aufgabenerfiillung
sowie die zunehmende Wahrnehmung funktionaler Rdume verlangen
auch in der Politik Antworten. Dabei werden wir nicht darum herum
kommen, auch Vorurteile und Mythen abzubauen. Ein solcher Mythos
ist die weit verbreitete Meinung, nur grosse Gemeinden seien gute
Gemeinden, nur grosse Gemeinden seien giinstige Gemeinden, grosse
Gemeinden wirden die Aufgaben besser 16sen. Aber es gibt nun mal
keine wissenschaftlich erwiesene optimale Gemeindegrosse. Vielmehr
hat jede Aufgabe vor allem im interkommunalen Bereich ihr Gebiet,
sei es fur das Spitalwesen, die Abfallentsorgung, die Raumplanung,
die Feuerwehr oder die Friedhofsverwaltung. Wichtiger als das Stre-
ben nach einer einheitlichen und tbersichtlichen Struktur ist es daher
zu lernen, grenziiberschreitend und aufgabengerecht zusammenzuar-
beiten. Die FDP-Fraktion ist (berzeugt, dass das Kooperationspoten-
zial nicht ausgeschopft ist. Ein Lésungsansatz kénnte der bereits in
der Verfassung diskutierte Ansatz einer Zweckgemeinde sein. Sie ori-
entiert sich an den bewahrten Grundprinzipien unserer staatlichen Or-
ganisation.
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Mit den Agglomerationsprogrammen bietet sich dem Kanton Zirich
deshalb die Chance, neue Zusammenarbeitsformen zu priifen und Er-
fahrungen zu sammeln. So kénnte die Frage gestellt werden: Braucht
es wirklich eine gemeinsame Interessenwahrung der Gemeinden zum
Beispiel in Fragen der Verkehrsentwicklung? Stichwort: neue Ver-
kehrsinfrastrukturen. Oder braucht es eine gemeinsame Interessenver-
tretung der Gemeinden in Fragen der Raumentwicklung? Stichwort:
verkehrsintensive Anlagen. Wir wissen es: Heute endet die Planungs-
hoheit einer Gemeinde an der Gebietshoheit einer andern Gemeinde.
Deshalb ist es nicht moglich, zum Beispiel eine gemeinsame BZO
(Bau- und Zonenordnung) zu erlassen. Ein Pilotprojekt konnte hier
wertvolle Erkenntnisse liefern. Die FDP-Fraktion will damit — und das
mochte ich ausdricklich sagen — in keiner Weise die Bedeutung regi-
onaler Planungsverbande mindern. Ich bitte Sie jedoch, diese Chance
der Agglomerationsprogramme zu nutzen, ein Pilotprojekt zu wagen.
Die Programme bieten ndmlich die geeignete Plattform, Neues anzu-
denken. Ich danke Ihnen im Namen der FDP-Fraktion fiir Ihre Unter-
stltzung.

Peter Anderegg (SP, Dubendorf): Die SP wird das Postulat unterstiit-
zen und Uberweisen. Ich personlich finde es zwar ein wenig storend,
dass eine Zentralisierung und Gemeindezusammenschliisse a priori
verurteilt werden und dass das ganze auch zu stark finanzlastig ist. Flr
mich und die SP geht die Problematik weit tber eine primédr monetare
Diskussion hinaus. Welcher Art die Zusammenarbeit von Gemeinden
sein soll, ist selbstverstandlich zu analysieren. Kleinere Gemeinden
fusionieren allenfalls aus Personal- und Finanzgriinden. Die Agglome-
rationsgemeinden im Glatttal und im Limmattal — es wurde auch
schon erwéhnt, werden die Zusammenarbeitsdiskussion fiihren mus-
sen, weil sich hier die Strukturméngel der sich konkurrenzierenden,
aber gleichzeitig zusammenwachsenden Gemeinden exemplarisch
zeigen. Verkehr, Siedlungsplanung, die Versorgung und Entsorgung,
Kulturelles, Sozial- und Gesundheitsfragen lassen sich immer weniger
kommunal l6sen. Die finanzielle Autonomie der Gemeindefinanzen,
der Gemeindebudgets wird noch auf rund 20 Prozent geschatzt. Es
waére daher sinnvoll gewesen, die Diskussion zusammen mit demjeni-
gen Postulat zu fiihren, das eine zeitgemdasse Stadtentwicklung am
Beispiel Glatttal fordert; nur ist das leider in der Baukommission im
Baudepartement angesiedelt und nicht beim Innern.
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Die Agglomerationspolitik des Bundes verlangt von den Kantonen
neben der Schaffung von Agglomerationsprogrammen im Bereich
Siedlung und Verkehr auch klar die Bildung von Trégerschaften zur
Umsetzung dieser Programme. Solche Tragerschaften aufzuzeigen, hat
das Projekt «Strukturen fir eine bessere Zusammenarbeit im Wirt-
schaftsraum Zirich» zum Ziel, wie ich dem Agglomerationsprogramm
der Regierung entnehme. Es existieren im Kanton Zirich zwar Uber
200 Zweckverbande, die Regionalplanung Zirich und Umgebung als
Dachverband der sechs Planungsregionen oder eben auch der Verein
«glow. das Glattal»; ich komme aus Dibendorf, aus einer der acht
Gemeinden, ich kenne das «glow» ein wenig besser. Ob Zweckver-
bénde, Planungsregionen oder «glow», ihre Entscheide sind demokra-
tisch sehr mangelhaft abgestiitzt. Und das genau fordert die neue Zir-
cher Verfassung in ihrem Artikel 93, dass die Zweckverbande demo-
kratisch zu organisieren seien.

Vielleicht wenden Sie ein, die demokratisch gewéhlten Gemeindeexe-
kutiven seien ja dort vertreten. Fir mich heisst «demokratischx» ein in
den Gemeinden 0blicher Parteienproporz. Es drangt sich daher eine
weiter gehende institutionalisierte Zusammenarbeit auf, ob das nun
Agglomerationsréte, Regionalparlamente oder fusionierte Gemeinden
sind. Das tragt zur Starkung einer angepassten foderalen Politik und
eines wirksamen Service Public bei. Ein weiteres Hindernis bei der
uberkommunalen Problemldsung ist die Steuerfusskonkurrenz der
Gemeinen untereinander. Sie verhindert eine regionale Steuerung ei-
ner sinnvollen Siedlungsentwicklung. Nur schon innerhalb der acht
«glow»-Gemeinden variiert der Steuerfuss um rund 30 Prozent.

Unabhéngig davon — und damit komme ich auch zum Schluss — ist in
dieser Diskussion absolut zentral, dass das Bewusstsein gefordert
wird, dass die Grenzen der eigenen Gemeinde auch die Grenze der
nachsten darstellt und genau an diesen Schnittstellen die Probleme
auftauchen und auch zu l6sen sind. Ich hoffe daher auf einen regie-
rungsratlichen Bericht, der alle Mdoglichkeiten gemeindeubergreifen-
der Zusammenarbeit mit ihren Vor- und Nachteilen aufzeigt. In die-
sem Sinn bitte ich Sie um Uberweisung dieses Postulates.

Dieter Klay (FDP, Winterthur): Das vorliegende Postulat will nichts
anderes als die Diskussion aufwerfen, welches die kiinftigen funktio-
nalen Rdume von Gemeinden sind und welche Konsequenzen daraus
zu ziehen sind. Das Ganze soll mit einem Pilotprojekt angestossen
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werden. Dass gerade im Kanton Zirich diese Diskussion nicht scha-
det, hat dreierlei Grinde.

Erstens ist die Diskussion im Rahmen der Verfassungsdebatte tiber die
Zweckgemeinden seinerzeit angestossen worden. Zwar hat der Verfas-
sungsrat davon abgesehen, Zweckgemeinden zu erméglichen, was es
auch zu akzeptieren gilt. Das ist aber nur ein Teil der Diskussion. Im-
merhin weist Artikel 84 der neuen Verfassung darauf hin, dass der
Kanton entsprechende Bestrebungen fordern soll. Und dann hat das
eben nichts mit Birokratie zu tun, sonst hatte man diesen Artikel gar
nicht in die Verfassung aufnehmen missen. Dieses Postulat ist also
eine Maglichkeit der Forderung, ein Testbetrieb sozusagen, um ent-
sprechende Erfahrungen zu sammeln.

Zweitens: Wie der Regierungsrat in der Anfrage 78/2005 betreffend
den Motivationsfaktoren fur die engere Zusammenarbeit von Gemein-
den ausfuhrt, hat es seit 1934 keine Fusionen von Gemeinden mehr
gegeben, im Gegenteil: Entsprechende Projekte — ich erinnere an An-
delfingen oder auch an das Projekt Schofflisdorf — sind gescheitert.
Wir Postulanten sind nicht der Meinung, dass auf Teufel komm raus
nur noch fusioniert werden soll — iberhaupt nicht —, sondern es ist zu
prifen, was moglich ist und was auch seitens der Gemeinden er-
wiunscht ist. Wie die Antwort auf die erwédhnte Anfrage eben bestéatigt
hat, sind keine wesentlichen Motivationsfaktoren fiir diese nahere Zu-
sammenarbeit ersichtlich, und darum geht es ja genau. Im Gegenteil:
Der kantonale Finanzausgleich hat, wie im Projekt Andelfingen darge-
legt, einen Zusammenschluss sogar verhindert.

Und der dritte Grund, warum diese Diskussion im Kanton Zurich zu
flhren ist, ist das verédnderte Umfeld. Bei einigen Gemeinden werden
sich die Infrastrukturkosten in den nachsten Jahren starker bemerkbar
machen. Auch die personelle Situation wird, wie das bereits angetont
worden ist, sicher nicht einfacher werden. Ein Blick iber die Grenze
des Kantons Zirich zeigt markante VVeranderungen. Vor Jahren waren
es knapp 3000 Gemeinden in der Schweiz. In den Kantonen Thurgau,
Freiburg und Tessin, aber auch in andern Kantonen ist es zu Verénde-
rungen gekommen, so dass heute noch etwa 2800 Gemeinden existie-
ren. Im Rahmen von Agglomerationsprogrammen bietet sich die
Chance, neue Zusammenarbeitsformen zu prifen. Die einschldgigen
Institutionen wie der Gemeindepréasidentenverband oder andere Orga-
nisationen sollen hier einbezogen werden. Eine Dekretierung von oben
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erwarten wir nicht, auch erwarten wir keine wesentlichen Eingriffe in
die Gemeindeautonomie.

Wir danken, dass Sie dieses Postulat unterstiitzen.

Robert Brunner (Grine, Steinmaur): Die Griinen unterstitzen das
Postulat. Die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden ist eigentlich
Alltag. Wir wissen, wie das funktioniert. Als mein Grossvater Ge-
meindeprasident war — das sind etwa 80 Jahre seither —, hatte jede Zi-
vilgemeinde ihre eigene Wasserversorgung und das war mehr schlecht
als recht. Heute haben wir einen Trinkwasserverbund, der den halben
Kanton umfasst. Also wir wissen, wie das funktioniert, und man konn-
te sich jetzt eigentlich auf den Standpunkt stellen, dass man die Opti-
mierung getrost den Gemeinden Uberlassen kann. Das Beispiel der
Trinkwasserversorgung zeigt aber, dass die Entwicklung nicht ohne
Widerstand lauft, es braucht immer wieder mal ein Machtwort bis und
mit Regierungsrat, der bei uns die Zivilgemeinden abschaffen musste
— schon vor 70 Jahren — und der Geb&audeversicherung, damit die ge-
forderte Qualitat des Trinkwassersystems erreicht wurde. Einfach nur
auf die Einsicht zu hoffen, reicht nicht. In der Kantonsverfassung
steht, Gemeinden, die sich zusammenschliessen wollen, werden in ih-
ren Bestrebungen vom Kanton unterstitzt. Meistens sind die Probleme
grosser als diejenigen der Furttalgemeinden Unter- und Obererendin-
gen, die kurzlich fusionierten. Dort war das neue Gemeindewappen
das grosste Thema. Die Zahl der gescheiterten Fusionen — erst kiirz-
lich jene im Hitzkirchertal — wird aber immer grésser. Oft ist in der
Realpolitik schon eine optimierte Zusammenarbeit schwierig; ich nen-
ne das Beispiel der gescheiterten Verwaltungsfusion Bachs—
Steinmaur. Hier kommen Gemeindebehorden an die Grenzen der Be-
lastbarkeit. Neue Formen der Zusammenarbeit kénnen mit sinnvollen
Pilotprojekten geférdert werden. Damit erhalten die Gemeinden
Werkzeuge, die entscheidend sind, und das Rad muss nicht immer neu
erfunden werden.

Carmen Walker verlangt ein Pilotprojekt im Rahmen des Agglomera-
tionsprogramms. Sie erwédhnt neben der Verkehrs- auch die Sied-
lungsentwicklung. Wir moéchten hier festhalten, dass die Siedlungs-
entwicklung gerade auch im Rahmen der lokalen Agenda 21 ein zent-
rales Anliegen der Griinen ist. Und, Claudio Schmid, gerade die Ver-
mischung der Themen ist ja das, was das Postulat interessant macht.
Es gibt geniigend Beispiele in diesem Kanton, die zeigen, dass hier
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Vordenken glnstiger ist als Nachbessern. In diesem Sinne unterstit-
zen wir das Postulat.

Willy Haderer (SVP, Unterengstringen): Ich spreche heute am letzten
Tag als aktiver Gemeindeprésident aus dieser Position und ich kann
Ihnen versichern, dass ich auch in Zukunft diese Position halten werde
aus der grossen Erfahrung, die ich aus der Fuhrungsarbeit in einer
Zircher Gemeinde erworben habe. Was das Postulat der Freisinnigen
will — das hat sich in der Diskussion jetzt ganz klar und eindeutig be-
tatigt —, ist nichts anderes, als ein linkes Anliegen, das in der Verfas-
sungsdiskussion unterlegen ist, hier nochmals vorzubringen. Ich kann
es Uberhaupt nicht verstehen, dass man hier wieder Massnahmen, Pi-
lotprojekte verlangt, nachdem man Instrumente hat, die absolut funk-
tionieren. Ich kann schon gar nicht Carmen Walker verstehen, die seit
kurzem im RZU-Vorstand (Regionalplanung Zirich und Umgebung)
Einsitz hat und genau weiss, dass wir hier eine Klammerfunktion tber
die Regionalplanungsgruppen hinweg zur Verfiigung haben, dass ge-
nau dort diese Agglomerationsprogramme bearbeitet werden und zu-
sammen mit den Regionen, zusammen mit den Gemeinden erarbeitet
werden. Ich kann es nicht verstehen, wenn hier von der Freisinnigen
Fraktion Massnahmen verlangt werden in etwas, wo die Gemeinden
absolut autonom entscheiden konnen.

Es wird immer wieder geschimpft tiber die Zweckverbande. Es ist ein
trages Mittel. Wir haben heute aber auch noch die zusatzlichen Mdog-
lichkeiten, Aktiengesellschaften im Privatrecht sogar zu griinden zwi-
schen Gemeinden flr spezielle Aufgaben. Und wir haben fir inter-
kommunale Aufgaben auch die interkommunale Anstalt als Mittel, die
hier sehr viel Flexibilitat bringt. Ich glaube nicht, dass es ndétig ist,
dass wir uns hier auf den Weg machen mussen, um neue Strukturen zu
schaffen. Und wenn ich schon nur das Wort hore, Regionalrate seien
zu grunden, dann lauten bei mir alle Glocken. Es ist absolut falsch,
dass es hier nochmals solche Instrumente braucht. Es ist nétig, dass
wir die Instrumente, die wir haben und die auch die neue Verfassung
uns Klar gegeben hat, nutzen. Und geben Sie den Gemeinden die Frei-
heit, hier auch selbstbestimmt zu wirken. Wenn Dieter Klay sagt, es
gehe nicht darum, neue Reglementierung zu verlangen, dann stehen
Sie dazu! Aber dann missen Sie einem solchen Postulat absolut ab-
schwaoren.

Die SVP lehnt dieses Postulat ab.
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Heinz Jauch (EVP, Diubendorf): Fusionsprojekte haben, zumindest im
Kanton Zirich, einen schweren Stand. Erfolgreiche abgeschlossene
Projekte sind mir mindestens in den vergangenen Jahren und Jahr-
zehnten nicht gegenwartig in unserem Kanton, im Gegenteil: Einige
konkrete Projekte sind ja gescheitert. Hingegen ist sehr wohl aner-
kannt und auch bekannt, dass Probleme weder an Gemeinde- noch an
Bezirksgrenzen Halt machen, und das eigentlich unabhé&ngig von Ge-
meindegrossen bezuglich Einwohnerzahl. Das Erkennen dieser Prob-
lematik hat dann auch anfangs der Neunzigerjahre zu einer Zusam-
menarbeit unter den Gemeinden und Stadten von Kloten, Opfikon,
Wallisellen und Dubendorf gefiihrt. Und im Laufe der Jahre sind dann
noch Rumlang, Dietlikon, Bassersdorf und Wangen-Brttisellen dazu
gestossen. Diese acht Gemeinden und St&dte bilden das in der Postu-
latsbegrindung erwahnte «glow. das Glattal». Die Einwohnerzahl in
unserem Gebiet «glow. das Glattal» gehen von rund 6000 Einwohnern
bis zur grossten Gemeinde — Dibendorf ist das notabene — mit rund
22'500 Einwohnern. «glow» ist meiner Meinung nach — ich sage das
auch als ehemaliger Initiant und Alt-Stadtprasident von Dibendorf —
grundsétzlich ein erfolgreiches Projekt, aber sicher auch im ganzen
Entwicklungsprozess noch nicht abgeschlossen. «glow» existiert no-
tabene als einfacher Verein. Ich stelle auch immer wieder fest, dass
«glow» ausserhalb unseres Gemeindegebietes grosse Beachtung findet
und sogar Lob erntet. Innerhalb von «glow» ist das nicht immer ganz
leicht; das haben Sie vielleicht sogar aus dem VVotum von Peter Ander-
egg gespurt. Wenn Willy Haderer sagt, schon bei Worten wie «Regio-
nalrate» leuchten die roten Lampen, muss ich sagen: Das ist bei mir
auch so.

Und trotzdem wird die EVP das Postulat Giberweisen, und zwar in der
Hoffnung, dass die Regierung aufzeigt, was fir Mdglichkeiten von
interkommunaler Zusammenarbeit bestehen. Vielleicht ist der Verein
als «glow» nicht der Weisheit letzter Schluss, aber auch nicht der
Zweckverband. Deshalb haben wir eine moglichst einfache Form ge-
waéhlt. Ich bin personlich gespannt auf den Bericht der Regierung und
die EVP wird, wie gesagt, das Postulat tiberweisen. Dankeschon.

Hans Heinrich Raths (SVP, Pfaffikon): Die Gemeinden arbeiten heute
schon in vielen Gebieten zusammen. Die Studie von Doktor Andreas
Ladner und Doktor Urs Meuli vom September 2002 zeigt auf, dass
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eine Zurcher Gemeinde im Durchschnitt in 6,9 Zweckverbanden mit-
arbeitet. Zweckverbénde haben zum Teil berechtigt, zum Teil aber
auch unberechtigt nicht immer einen guten Ruf. Dies liegt aber nicht
unbedingt am Modell, sondern an der Ausgestaltung der Statuten und
den verantwortlichen Gremien. Weitere Formen der Zusammenarbeit
sind heute moglich; es wurde auch schon von Vorrednerinnen und
Vorrednern darauf hingewiesen. Ich denke, vor allem die interkom-
munale Anstalt des Offentlichen Rechts bietet grosse Chancen, An-
schlussvertrage, wie wir sie in den letzten Jahren mit Nachbargemein-
den in einer recht hohen Zahl abgeschlossen haben, et cetera. Ich habe
auch mit Freude gehdrt, dass «glow. das Glattal» ein gutes Modell sei.
Man kann das auf Vereinsbasis machen. Also auch eine sehr einfache
Form bringt Gemeinden weiter.

Regelmadssig — und jetzt komme ich zum Vorstoss — wird die Form der
Zweckgemeinde als Losung genannt. Das vorliegende Postulat weist
auch auf Studien dazu hin. Ich bin froh, dass Sie es beim Namen nen-
nen. Im Prinzip, Carmen Walker, Dieter Kldy und Thomas Vogel,
wollen Sie Zweckgemeinden einfihren. Nennen wir es doch beim
Namen. Und jetzt spreche ich kurz zu den Zweckgemeinden. Meiner
Ansicht nach ist die Form der Zweckgemeinde in der Praxis nicht
tauglich, sonst ware sie ndmlich schon Realitat. Per Definition sind die
Zweckgemeinden nédmlich nichts anderes als eine zuséatzliche staatli-
che Ebene mit zum Beispiel eigener Steuerhoheit, Rechtssprechung,
Legislative, Exekutive et cetera. Diese Rechtsform wiirde mit Sicher-
heit zu mehr Kosten und zu mehr Staat fuhren. Heute sind wir glick-
lich, wenn wir von Seiten der Gemeinde den direkten Kontakt zum
Kanton pflegen kdnnen. Konnen Sie sich vorstellen, wenn wir nachher
zuerst Uber die Zweckgemeinde operieren mussten, um zum Kanton
zu gelangen? Das wirde also Entscheidungswege verkomplizieren
und das Ganze verzégern. Dem Regionenmodell, das der Verfassungs-
rat richtigerweise nicht weiterverfolgt hat, lagen namlich &hnliche
Grundséatze und Ansatze zu Grunde. Der Ansatz der Zweckgemeinde
ist meiner Meinung nach nicht zielfihrend, weil die heutigen Zweck-
verbénde geografisch selten deckungsgleich sind. Da misste eine Ge-
meinde, die heute in mehreren Zweckverbanden mitarbeitet, auch in
mehreren Zweckgemeinden mitwirken, was ich als nicht praktikabel
erachte. Totalfusionen dirfen nicht von oben verordnet werden. Sie
konnen nur das Resultat eines freiwilligen Prozesses sein. Der Kanton
kann ihn hochstens mit finanziellen Anreizen unterstitzen.
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Einen grésseren Handlungsbedarf sehe ich vielmehr bei einer besseren
Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden; das ist Ihnen be-
kannt, Regierungsrat Markus Notter. Da hat der Leitende Ausschuss
des Gemeindeprasidentenverbandes schon mehrere Vorstdsse unter-
nommen. Und so, wie ich jetzt informiert bin, wird das Thema wieder
aufgegriffen. Zum Beispiel das Spitalwesen kénnte meiner Ansicht
nach vollstandig dem Kanton Ubertragen werden, andere Bereiche —
ich denke an Alters- und Pflegeheime — vollstdndig den Gemeinden.
Dies bréchte effektive Vereinfachungen und klarere Zustandigkeiten.
Die Instrumente fiir eine Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden
sind vorhanden. Es braucht kein neues Modell, es braucht den Willen
zur Zusammenarbeit. Und da gebe ich Ihnen Recht, der ist nicht Gber-
all in dem Masse gereift, wie er nétig ware.

Das Modell Zweckgemeinde ist bei naherer Betrachtung untauglich.
Ein Pilotprojekt ist nicht nétig. Es verursacht hdchstens Kosten. Ich
bitte Sie, das vorliegende Postulat nicht zu tiberweisen.

Ernst Meyer (SVP, Andelfingen): Der Grund flr Fusionen, die nicht zu
Stande kommen, ist sehr wohl bekannt und den kennt auch die Regie-
rung. Es sind einerseits die Emotionen, die in den fusionswilligen
Gemeinden ein sehr hohes Gewicht haben. Bei uns war das einer der
Hauptgriinde nebst dem, dass die Finanzen im Moment ein Hindernis
sind. Auch das ist der Regierung bekannt und darum ist ja auch der
Druck auf ein neues Finanzausgleichsgesetz so gross. Hier ist Hand-
lungsbedarf angesagt, damit die Fusionswilligen nicht gestraft werden,
sondern man sie tendenziell eher belohnen kann. Das ist ein relativ
einfaches Problem, das Hindernis der Gesetzgebung ist erkannt.

Wir haben die Zweckverbande. Sie funktionieren eigentlich sehr gut.
Es gibt gewisse Revisionsanliegen, die bertuicksichtigt werden missen
dort. Aber deswegen diesen Vorstoss zu unterstiitzen, glaube ich, wére
falsch. Ich bitte Sie, ihn nicht zu tberweisen und der Regierung weite-
ren Druck aufs Finanzausgleichsgesetz zu machen.

Peter Anderegg (SP, Dubendorf) spricht zum zweiten Mal: Es reizt
mich schon ein wenig. Es haben, glaube ich, drei oder vier Gemeinde-
prasidenten gesprochen. In der Schweiz gibt es Alt-Préasidenten, Noch-
Prasidenten, was auch immer. In der Schweiz gibt es rund 2700, 2800
Gemeinden, und das sind eben kleine Konigreiche. Dort liegt genau
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das Problem. Heute sagt man vielleicht Gemeindeprasident, aber letzt-
lich sind es eben trotzdem kleine Konige. Die eigene Gemeinde wird
als Insel betrachtet; ich habe es vorhin schon erwéhnt. Man betrachtet
seine Gemeinde bis zur Grenze. Was Uber die Grenze hinausgeht, inte-
ressiert einen nicht so wahnsinnig. Die Uberkommunalen Themen
werden dann in diese Zweckverbande, eben diese undemokratisch or-
ganisierten Zweckverbande, delegiert und dort sitzen naturlich diese
Dorfkodnige auch wieder. Ich denke, es ist ganz klar: Dieses Postulat
ist wichtig. Ich finde es auch gut, dass die Regierung es entgegenneh-
men will, weil genau das diskutiert werden muss, was in der Gemein-
deautonomie in dieser Art eben Uberholt ist.

Willy Haderer (SVP, Unterengstringen) spricht zum zweiten Mal: Hier
muss ich schon etwas widersprechen. Wenn man natirlich das so
sieht, dann ist man auch immer wieder handlungsunféhig, und ich
spreche gerne aus einem kleinen Konigreich. Aber ich kann Ihnen ein
Beispiel sagen: Wir haben einem Quartierplan mit der Nachbarge-
meinde Schlieren in Umsetzung. Dort haben wir eine ganz einfache
Zusammenarbeit gefunden. Da war nichts nach Strukturen und ir-
gendwelchen Formen zu suchen; es brauchte den Willen von beiden
Seiten und dann hat man die Zusammenarbeit gefunden. Deshalb
maochte ich auch noch das von Carmen Walker monieren und in Frage
stellen: Sie sagen, es konnen keine zwei Nachbargemeinden die glei-
che oder eine gemeinsame BZO beschliessen. So gesagt, ist das for-
mell richtig, aber in der Sache absolut falsch. Es ist keiner Gemeinde
verboten, mit der Nachbargemeinde zusammen koordiniert eine BZO
zu erarbeiten, die tber beide Gemeinden hinweggeht. Wir haben heute
in der Agglomeration viele solche Situationen, wo Gemeinden zu-
sammengewachsen sind, wo man nicht sieht, wo die Gemeindegren-
zen sind. Und es ist absolut normal und géangig, dass hier die Gemein-
den auf normale Art und Weise zusammenarbeiten. Ich verstehe nicht,
dass die FDP, die vor einigen Jahren noch den Slogan «weniger Staat»
gebracht hat, hier wieder einmal das Gegenteil tut von dem, was ein-
mal ihre Grundhaltung war.

Richard Hirt (CVP, Fallanden): Offenbar sind wir kleine Konige in
den Ddorfern draussen, aber wir sind immerhin vom Volk gewahlit und
nicht irgendwie von Gott auserwahlt. Ich mochte einfach auch eine
Lanze brechen fur den jetzigen Zustand. Es ist nicht so, dass jetzt
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nichts funktioniert, sondern es funktioniert sogar sehr gut. Auch mit
Zweckgemeinden wurden viele Sachen wahrscheinlich Reibungsfla-
chen ergeben. Aber die heutige Arbeit funktioniert mit Zweckverban-
den, mit gegenseitigen Gesprachen, mit Planungsgruppen, mit der
RZU. Ich bin fast jede Woche in irgendeinem Koordinationsgremium,
wo demokratisch gearbeitet wird; nicht immer durch das Volk abge-
segnet, aber mindestens bin ich legitimiert, fiir die Bevolkerung zu
sprechen. Ich muss schon sagen, die Zusammenarbeit, die sich aus ei-
nem bestimmten Problem ergibt, sei das Abwasser, sei das \Wasserver-
sorgung, sei das Feuerwehr, sei das Zivilschutz, funktioniert. Und das
funktioniert gut. Es kommt dann aus einem gewissen Problemdruck
heraus — und nicht einfach, weil man eine neue Organisation schafft,
die dann irgendwann tagt und irgendwelche Traktanden auf den Tisch
bringen muss. Also ich wirde schon sagen: Man soll die heutigen
Strukturen belassen, die sehr gut funktionieren. Ubrigens auch mit der
Stadt Zirich, als Agglomeration oder Grenzgemeinde mit der Stadt
Zirich funktioniert es bestens, die personlichen Kontakte, die da hi-
neingehen, sind also gut. In dem Sinn, glaube ich, ist es auch immer
wieder vermessen — ich habe es schon verschiedene Male erlebt —,
dass man jetzt versucht, hier im Kantonsrat Verfassungsanderungen
einzufihren, die eben dort gescheitert sind. Das finde ich nicht so klug
und auch nicht so ehrlich, wenn man jetzt versucht, auf dem Hinterhof
oder auf dem Nebenweg eine Verfassungsanderung wieder irgendwie
zu provozieren. Danke.

Abstimmung

Der Kantonsrat beschliesst mit 95 : 59 Stimmen, das Postulat zu
Uberweisen.

Das Geschéft ist erledigt.

8. Abschaffung der prozentualen Wahlhtrde flr die Kantons-
ratswahlen

Motion von Peter Reinhard (EVP, Kloten), Esther Guyer (Grine, Zi-
rich) und Lucius Durr (CVP, Zirich) vom 6. Marz 2006

KR-Nr. 61/2006, Entgegennahme als Postulat, Diskussion
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17. Anderung des Gesetzes tiber die politischen Rechte

Parlamentarische Initiative von Ernst Meyer (SVP, Andelfingen),
Werner Honegger (SVP, Bubikon) und Inge Stutz-Wanner (SVP,
Marthalen) vom 3. April 2006

KR-Nr. 100/2006

Die Parlamentarische Initiative hat folgenden Wortlaut:

Der Regierungsrat wird beauftragt, das Gesetz Uber die politischen
Rechte folgendermassen zu &ndern:

8§ 102 Absatz 3

Eine Listengruppe nimmt an der Sitzverteilung nur teil, wenn sie we-
nigstens 3% aller Parteistimmen im Kanton erreicht hat.

Begrundung:

Erstmals wurden am 12. Februar 2006 Gemeindewahlen nach dem
neuen Zurcher Wahlverfahren durchgefiinrt. Bereits jetzt zeigt sich,
dass die 5%-Hurde pro Wahlkreis eine Gefahr der Zersplitterung der
Zusammensetzung des Kantonsrates mit sich bringen kann. Aus die-
sem Grund beantragen wir eine 3%-Grenze (ber alle Parteistimmen
im Kanton einzufiihren. Wir versprechen uns einen effizienteren Rats-
betrieb und schnelleres Erledigen von den Geschéften.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat ist bereit, die
Motion als Postulat entgegenzunehmen. Der Erstunterzeichner ist mit
der Umwandlung in ein Postulat einverstanden.

Felix Hess, Monchaltorf, hat an der Sitzung vom 29. Mai 2006 den
Antrag auf Nichtliberweisung des Postulates gestellt. Der Rat hat tber
die Uberweisung zu entscheiden.

Wir haben zu Beginn der Sitzung beschlossen, diese beiden Geschéfte
gemeinsam zu behandeln. Wir werden die Vorstdsse gemeinsam dis-
kutieren und anschliessend getrennt abstimmen.

Felix Hess (SVP, Monchaltorf): Zuerst eine Vorbemerkung: Es ist
schon interessant, wie gewisse Vorstosse — wie der jetzt zur Diskussi-
on stehende — bevorzugt behandelt und sofort vorne auf die Traktan-
denliste gesetzt werden und andere auf die lange Warteliste kommen.
Nun, ich mache es kurz, die SVP-Fraktion ist gegen dieses Postulat.
Wir sind der Meinung, das GPR (Gesetz Uber die politischen Rechte)
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sei in dem Sinne zu dndern, dass gesamtkantonal die Prozenthurde auf
3 Prozent angesetzt werden soll. Darliber wird aber mein Kollege
Ernst Meyer sprechen,

Der Vorstoss von Peter Reinhard macht keinen Sinn. Er widerspiegelt
einfach die Enttauschung Uber die Gemeindewahlergebnisse von die-
sem Frihjahr. Wie schon seinerzeit in der Beratung des neuen GPR
sind wir auch heute noch — und jetzt erst recht — gegen eine noch wei-
ter gehende Zersplitterung der Ratsarbeit und Férderung von kleinen
Gruppierungen, Gruppierungen mit meist lokalen Interessen und Ein-
themen-Programmen. Im Gegenteil: Wir sind der festen Uberzeugung,
dass die Handlungsféhigkeit des Parlamentes verstarkt werden sollte.
Oder wollen Sie weiterhin einfach Montag fiir Montag noch ein wenig
mehr nur sprechen, sprechen und nochmals sprechen und den Regie-
rungsrat schalten und walten lassen? Ware es nicht vielmehr wiin-
schenswert, das Parlament gegenuiber dem allméchtigen Regierungsrat
zu stérken, anstatt Minderheitenschutz zu betreiben? Klein- und
Kleinstgruppierungen kommen bei Annahme des Vorstosses vermehrt
ins Rathaus und es resultiert eine Gewichtsverschiebung zu Gunsten
der Kleinen — noch mehr als das, was wir leider heute schon haben.
Denken Sie zum Beispiel an die Redezeiten! Im Verhaltnis zu ihrer
Grosse sprechen die kleinen Fraktionen in diesem Rat schon heute un-
verhaltnismassig viel mehr als die grossen. Zudem werden die kleinen
Parteien und Gruppierungen schon ganz allgemein durch den gelten-
den Proporz in ihrer Stellung Uberdurchschnittlich bevorteilt. So
braucht etwa ein SVP-Kandidat im Bezirk Uster fur einen Sitz um die
8000 Stimmen und einer der Schweizer Demokraten gerade mal 2000.
Ich bin der Meinung, diese Vorteile sollten gentigen.

Ich beantrage deshalb, das Postulat sei nicht zu tiberweisen.

Peter Reinhard (EVP, Kloten): Felix Hess, zu IThnen komme ich spa-
ter. (Heiterkeit.) Zuerst mochte ich begriinden, wieso das Postulat zu
unterstiitzen ist. Ich mdchte Ihnen sagen, dass wir eigentlich der Mei-
nung sind im Grundsatz, dass der Wahlerwille moglichst unverblimt
zum Tragen kommen soll. Unverblimt heisst, dass jede Wahlerstimme
in diesem Kanton auch gleich viel wert sein soll. Wir mdchten nicht
den Wahler missbrauchen, um eine Machterhaltung von Grossen zu
festigen, sondern wir mdchten, dass das, was die Stimmburgerin, was
der Stimmburger will, auch entsprechend umgesetzt wird. In diese
Richtung geht eben unser Vorstoss, der da sagt, man soll die 5-
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Prozent-Hurde in einem Wahlkreis abschaffen. Und wenn das so ist,
Felix Hess, dass der Wéhler findet, dass lokale Anliegen so gewichtig
sind, dass sie direkt hier vertreten sein sollen, dann meint er das. Und
wenn das reicht fiir ein Mandat, dann sollen die das auch hier vertreten
konnen. Wir haben eben keine Angst im Gegensatz zu lhnen wegen
neuen ldeen, die hier hereinkommen kénnen, sondern wir meinen, die
sollen hier zum Tragen kommen, sollen diskutiert werden. Wegen ei-
ner Zersplitterung habe ich keine Angst. Es kann hier niemand beste-
hen, indem er als Einzelfigur einfach hier bleibt. Sie haben in der SVP
genau so wie wir in der EVP Leute in der Fraktion, die nicht eine ei-
gene Fraktion bilden kdnnen. Die integrieren sich in einer Fraktion,
bleiben selbststdndig, kénnen eigenstandig argumentieren, aber sie
haben die Information auf diesem Weg eben trotzdem und sie haben
Zugang zu diesen.

Ich meine, wenn der Wéhler meint, ein 180-stel der Stimmen wird je-
mandem gegeben, dann soll er dieses 180-stel hier drinnen auch ver-
treten konnen. Daher unsere Tendenz: Zuriick zum Wéhler, zuriick zu
Wahleraussagen und wir wollen VVolksnahe auch bei den Wahlen!

Die Parlamentarische Initiative, die Sie nun bringen, ist tatsachlich ein
Vorstoss, der keinen Sinn macht. Der widerspricht tatsédchlich auch
dem Pukelsheim-Gedanken (Wahlsystem nach Prof. Friedrich Pukels-
heim), der mehr Wahlergerechtigkeit will. Sie erschweren ja den Zu-
gang der Wahlerinnen und Wahler mit einer 3-Prozent-Hurde gesamt-
kantonal. In der Stadt Zurich war es ja so, dass die Schweizer Demo-
kraten zu Sitzen kamen, weil sie in einem Wahlkreis tatséchlich tber
die 5-Prozent-Hlrde gekommen sind, und die Griinliberalen, die aber
in der ganzen Stadt Zurich mehr Wéhlerstimmen hatten, nicht zum
Zug kamen, weil sie in keinem Wahlkreis die 5-Prozent-Hdrde Uber-
springen konnten. Das ist einfach nicht gerecht, das entspricht nicht
dem Wahlerwillen, und daher ist Ihr Anliegen sowieso falsch und liegt
vollig neben den Schuhen.

Ich muss Ihnen sagen, es sind nicht die kleinen Fraktionen, die diesen
Rat mit VVorstossen belasten. Es sind vielmehr oft die grossen Fraktio-
nen, die sich gegenseitig blockieren, indem sie Standorte positionie-
ren, indem sie sich selbst darstellen, aber nicht lI6sungsorientiert dis-
kutieren in diesem Rat. Und daher, Felix Hess, sagen wir klar Nein zu
Ihrem Vorstoss und Ja zum Postulat. Ich danke Ihnen, wenn Sie ent-
sprechend stimmen in diesem Rat.
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Ernst Meyer (SVP, Andelfingen): Ich spreche nur zur Parlamentari-
schen Initiative Gber die politischen Rechte.

Nachdem die Gemeindewahlen der Parlamente nun das erste Mal nach
dem «doppelten Pukelsheim» abgehalten worden sind, denke ich, sind
bereits einige Méngel sichtbar geworden. Wir sehen es etwas anders
als Peter Reinhard. Wir beantragen lhnen mit unserer Parlamentari-
schen Initiative, den Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes uber die politi-
schen Rechte so zu &ndern, dass nur noch Listengruppen an der Sitz-
verteilung teilnehmen konnen, die wenigstens 3 Prozent aller Partei-
stimmen im Kanton erreicht haben. Es ist klar, jeder Wahlmodus
bringt seine Ungerechtigkeiten, darum auch eine Anderung. Damit
haben wir Gewadhr, dass jede Partei, die in den Kantonsrat gewahlt
wird und dort vertreten ist, auch die Grdsse einer Fraktion erreicht.
Somit beugen wir einer Zersplitterung der Zusammensetzung unseres
Parlamentes vor. Es kann die Ratsarbeit effizienter gestaltet werden
und die Mehrheiten sind bereits berechenbarer und besser abschétzbar.
Somit kann nicht passieren, dass einige wenige Irrganger das Ge-
schick des ganzen Kantons Zlrich massgeblich entscheiden, ja, die
Entscheide sogar zufallig zu Stande kommen und der Zufall die Ge-
schicke des Kantons Zurich lenkt.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen insbesondere von FDP, CVP
und SP, unterstiitzen Sie unsere Parlamentarische Initiative und helfen
Sie so, klare Verhéltnisse in unserem Rat zu schaffen. Diese Initiative
ist auch flr Sie von grosser Bedeutung. Geben Sie so der Kommission
nochmals die Gelegenheit, mit neusten Erkenntnissen aus den vergan-
genen Gemeindewahlen die ganze Problematik zu diskutieren. Besten
Dank.

Lucius Durr (CVP, Zirich): Vom Votum von Kollege Felix Hess bin
ich enttduscht. Es entspricht eigentlich nicht dem SVP-Gedanken, der
ja sehr stark mit dem Volkswohl und dem Volkswillen verhaftet ist,
solche Worte zu dussern. Ich denke, es ist gerade ein Ausdruck von
Demokratie, dass moglichst viele Wahlerinnen und Wabhler ihren Wil-
len um- und durchsetzen kénnen. Das heisst, dass auch fur kleinere
oder unliebsamere Platz sein muss. Das macht ja die direkte Demokra-
tie erst spannend. Deshalb verstehe ich nicht, warum die SVP das ver-
hindern will, sondern sie sollte eigentlich das unterstitzen.

Das heutige System war klar ungentigend; das hat ja diesen Rat veran-
lasst, ein gerechteres und faireres System zu finden in Form des so
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genannten «Pukelsheim»-Modells, das Sie ja bereits in der Praxis
kennen gelernt haben bei den Gemeindewahlen. Die 5-Prozent-
Klausel damals stellte aber klar eine Verschlechterung dar und wir
haben in der Stadt Ziirich deutlich gespurt, dass diese Prozent-Klausel
genau nicht das erzielte, was Pukelsheim wollte, namlich einen mdg-
lichst gerechten Proporz. Stattdessen wurde das Wahlergebnis klar
verfélscht. Parteien mit viel grosserem Prozentanteil gingen leer aus,
andere mit kleineren haben etwas bekommen. Wir sind der Meinung,
alle Parteien, die ein Quorum beziehungsweise die nétigen Stimmen
erreichen, die die Wahlerinnen und Wéhler geben, sollen auch mit Sit-
zen entsprechend belohnt werden. Das macht unsere direkte Demokra-
tie aus. Das konnen wir uns leisten. Und hier von Effizienz zu spre-
chen, wére am falschen Platz. Effizienz kann man ganz anders errei-
chen: durch kirzere Voten, durch Verzicht auf unnotige Vorstosse et
cetera. Daflr brauchen wir nicht kleine Parteien und Gruppierungen
einzuschréanken.

Es ist auch kein Frust von irgendwelchen Parteien — sicherlich nicht
der meinigen. Wir haben unsere Wabhlziele, die wir uns gesteckt hat-
ten, erreicht. Wir werden auch weitere erreichen. Durch Prozentklau-
seln lassen wir uns nicht abschrecken, aber es geht hier um die Ge-
rechtigkeit. Die Gerechtigkeit fehlt bei diesem System und deshalb
wollen wir es abschaffen. Wir kénnen uns auch nicht dazu hergeben,
den Vorschlag der SVP zu unterstiitzen. Auf den ersten Blick sieht das
zwar harmlos aus, sieht moderat aus, aber eigentlich verscharft er das
ganze Problem und die Ungerechtigkeit bleibt.

Ich bitte Sie deshalb, unseren gemeinsamen Vorstoss zu unterstiitzen
und denjenigen der SVP abzulehnen.

Ruedi Lais (SP, Wallisellen): Professor Friedrich Pukelsheim hat mit
seinem System dafiir sorgen wollen, dass die Stimme jedes Birgers,
jeder Biirgerin, die abgegeben worden ist, die gleiche Chance hat, hier
im Rat vertreten zu sein. Das wurde dann angenommen, aber mit ei-
nem Quorum, das dafiir sorgt, dass es eben nicht so ist. Stimmbdirge-
rinnen und Stimmburger, die flr kleine Parteien stimmen, wissen
nicht, ob sie nun die Chance haben, hier vertreten zu sein oder nicht,
weil dieses Quorum eingefuhrt wurde. VVon daher ist es selbstverstand-
lich, dass man nach den ersten Erfahrungen einmal schaut, ob man die
Gerechtigkeit, die ja an der Spitze der Uberlegungen von Pukelsheim
steht, verbessern kénnte, wenn man das Quorum abschafft. Die SP
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verschliesst sich diesen Uberlegungen und Diskussionen nicht und
wird deshalb das Postulat Giberweisen.

Aber vor falschen Illusionen beziiglich der Haltung der SP mdchte ich
da gleich warnen. Ich kenne kein einziges System auf der ganzen
Welt, wo man mit einem 350-stel vertreten sein kann. Es ist nicht ein
180-stel, Peter Reinhard, es wird ja gerundet, es braucht also nur et-
was mehr als die Halfte von einem 180-stel, wenn man das Quorum
abschafft. Also nicht einmal 0,3 Prozent Wahlerstimmen wiarden rei-
chen, in diesem Rat vertreten zu sein. Da kann man sagen, das sei ge-
recht. Naturlich ist es gerecht. Es ware noch viel gerechter, wenn man
jeden Sonntagabend auslosen wiirde, welche 180 Stimmburgerinnen
und Stimmburger heute Morgen hier sassen. Dann hétte jeder wirklich
die Chance, hier vertreten zu sein und es wirden sogar einige Jahr-
zehnte eines Stimmbdargerlebens reichen, um einmal hier drin zu sit-
zen. Aber das ist ja nicht die Demokratie, die wir wollen, denn sie be-
steht nicht nur aus der Erfolgswertgleichheit der Wéhlerstimme, wie
das technisch heisst, sondern auch aus dem Funktionieren dieses Rates
in den Fraktionen. Alle hier drin sind in einer Fraktion. Das ist ja nicht
Zufall, sondern wir wissen, dass wir da am besten arbeiten kdnnen.
Und da ist die Uberlegung von Ernst Meyer natiirlich richtig, dass es
eigentlich sinnvoll waére, ein System zu schaffen, wo alle in den Frak-
tionen mitarbeiten und das eben dem Wahler vorher schon bekannt ist.
Denn diese Sammelfraktionen, die sich bilden wirden, wenn hier 20
oder noch mehr Einzelleute sitzen wirden, die waren ja dann nicht
demokratisch abgestiitzt. Die Leute gehen ja nicht mit einer Koaliti-
onsaussage in den Wahlkampf und sagen: «Ich von den Schweizer
Demokraten oder ich von der EDU gehe dann zu dieser und dieser
Fraktion, wenn ich nicht finf Leute habe in der Fraktion. Das wird ja
nachher in den so genanten Hinterzimmern entschieden, was ja auch
gerade sehr ehrenvoll und transparent ist. Das wollen wir nicht for-
dern. Wenn man das Quorum, wie es jetzt ist und wie es diese Unge-
rechtigkeit in der Stadt Zurich geschaffen hat, &hdern will, muss man
gleichzeitig parallel dazu Massnahmen schaffen, um die Fraktionen
transparent sich konstituieren zu lassen durch den Wéhlerwillen — und
nicht durch Absprachen von Einzelleuten. Und nicht wahr, das Wahl-
gesetz schafft gleichzeitig auch die Parteienlandschaft! Die Leute und
die Parteien und die Gruppierungen werden auf neue Spielregeln rea-
gieren. Es wird viel schwieriger sein, Parteien zu integrieren, wenn
jeder halbwegs vertrauenswiirdige Kantonsrat, der von seiner Partei
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nicht mehr aufgestellt wird, sagen kann «ich mache eine eigene Liste,
diese 0,3 Prozent schaffe ich locker mit einer Liste Bezirk Bulach
Sldost». Das wollen wir ja nicht, dass die Fraktionen auf diese Weise
dauernd unter dem Druck von allfalligen Abweichlern handeln ms-
sen. Das ist zu bedenken, wenn man an den Pukelsheim-Regeln he-
rumschraubelt und an unseren Quoren.

Die SP wird also das Postulat unterstiitzen. Hingegen kann sich die SP
nicht dazu durchringen, die Parlamentarische Initiative, die dieses 3-
Prozent-Quorum fiir den ganzen Kanton jetzt schon festschreiben will,
zu unterstitzen. Sie ersetzen eine Ungerechtigkeit durch eine andere
und Sie geben den Schweizer Demokraten die Chance, weiterhin hier
vertreten zu sein. Es ist fir Sie, weil sie gleichmassiger verteilt sind,
einfacher, 3 Prozent im ganzen Kanton zu erreichen. Hingegen wiir-
den sie eine Gruppierung wie die Alternative Liste, die in einem
Wabhlkreis Gber 10 Prozent erreicht hat in den ndchsten Wahlgéngen
automatisch ausschliessen, weil diese keine Chance hat, im ganzen
Kanton Zurich auf 3 Prozent zu kommen. Das ist eine Ungerechtigkeit
mehr, eine neue, die nicht besser oder schlechter ist als die alte. Wir
sind dagegen, dass man einfach fiir die VVerbesserung einer Ungerech-
tigkeit eine neue schafft. Wir wollen neue Regeln fur mehr Gerechtig-
keit, aber gleichzeitig ein gutes Funktionieren unserer Rats- und Frak-
tionsarbeit.

Deshalb Ja zum Postulat von Peter Reinhard, Nein oder Sitzenbleiben
bei der Parlamentarischen Initiative von Ernst Meyer.

Esther Guyer (Grine, Ziurich): Die Griinen haben sich schon immer
flr ein faireres und gerechteres Wahlverfahren eingesetzt. Wir haben
das mit Geduld und Hartnackigkeit getan und das Resultat war ja jetzt
die Anderung des Wahlgesetzes mit der Einfilhrung von Pukelsheim.
Da sind wir immerhin einen Schritt weitergekommen. Eine Prozent-
hiirde aber — und da mussen wir keinen Markt er6ffnen, ob nun 2, 3,5
oder 7 Prozent das Richtige sind —, eine Prozenthiirde ist undemokra-
tisch, dabei bleiben wir. Es ist auch rational nicht zu begriinden, wa-
rum eine Partei mit einem Wabhlanteil von 3,1 Prozent vertreten sein
soll in der Legislative und eine mit 2,9 Prozent eben nicht. Ich weiss
nicht, wie Sie das begriinden wollen. Eine solche Begrenzung ist im-
mer willkdrlich und das wird auch eine tiefere sein. Demokratisch ist
nur eine und das ist die Nulllésung. Es wird immer wieder behauptet,
ein Parlament werde sehr zersplittert, wenn keine Hirde da ist. Es gibt
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ja eine! Wir sind uns mit der Berechnung nicht ganz einig, aber es gibt
eine Hurde. Das schliesst weit gehend aus, dass Einzelpersonen ohne
Rickhalt gewahlt werden.

Staatspolitisch ist das Argument auch heikel. Wenn es der Wahlerwil-
le — und das ist ja etwas, das die SVP vor allem immer im Munde fihrt
—, wenn es der Volkswille will, dann soll diese Person, soll diese Per-
sonengruppe auch vertreten sein. Ich weiss nicht, warum ausgerechnet
die grosse Partei, wenn es nicht um die Besitzstandwahrung gehen
wirde, da Nein sagen sollte. Fir einzelne Person, eine Einzelmaske,
ist es im Rat — wie soll ich sagen? — sicher schwierig zu politisieren,
aber es ist kein demokratischer Supergau; das ist es entschieden nicht.
Die meisten schliessen sich einer Fraktion an; da ist auch das Argu-
ment, die Angst von Ruedi Lais ziemlich unbegriindet, wenn er sagt,
es gabe eine Verfélschung des Wahlerwillens. Listen Gbrigens wurden
ja friiher hauptséachlich so viele gebildet, weil wir die Prozente der
Listenverbindungen abschopfen wollten. Und die Angst, dass das wei-
terhin auch passiert, die nimmt Pukelsheim; die muss gar nicht mehr
da sein. Darum finde ich auch, dass die SP sagt «wir sind zwar dafir»
— das muss sie fast, weil sie eine demokratische Partei ist —, aber dann
doch wieder die Schlaufe macht, «es ist doch gefahrlich und wir mis-
sen schauen, dass wir funktionieren»; diese Angste teilen wir in
keinster Weise und es hat sich auch nirgends gezeigt, wo die Hirden
nicht bestehen.

Ich bitte Sie daher, unserem Vorstoss zuzustimmen und diese unnétige
Hurde endlich abzuschaffen.

Susanne Bernasconi-Aeppli (FDP, Zurich): Das neue Wahlverfahren
nach dem «doppelten Pukelsheim» hat den ersten Testlauf gut bestan-
den in den Gemeinderatswahlen in der Stadt Zirich. Der zweite Test
wird in den Kantonsratswahlen folgen und vorher macht es sicher kei-
nen Sinn, grosse Diskussionen dariiber zu fihren. Die FDP ist an sich
gegen die Abschaffung der prozentualen Wahlhirde. Es kann sich a-
ber zeigen, dass eine Modifikation angebracht ware, nachdem dann
beide Testlaufe ber die Buhne gegangen sind. Wir sind daher sehr
pragmatisch und unterstiitzen das Postulat zur Prifung — die Motion
hatten wir nicht unterstiitzt — wie auch die Parlamentarische Initiative
von Ernst Meyer, damit die ganze Palette nach den Kantonsratswahlen
noch einmal diskutiert werden kann. Ich danke Ihnen.
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Werner Honegger (SVP, Bubikon): Spatestens seit den Wahlen in der
Stadt Zirich haben nun auch die Letzten gemerkt, dass die 5-Prozent-
Klausel pro Wahlkreis nicht das Gelbe vom Ei ist. Wir haben uns
schon bei der Einfuhrung des «doppelten Pukelsheim» dafiir einge-
setzt, eine Hirde fur den ganzen Kanton einzubauen. In der Kommis-
sion waren ja auch die SP-Mitglieder dafir, wurden dann aber von der
Fraktion zurlickgepfiffen. Es ist unbestritten, dass ein System ohne
jegliche Minimalklausel den Wahlerwillen am genausten wiedergibt.
Unsere Beflirchtungen gehen jedoch vielmehr dahin, dass am Schluss
keine regierungsfahigen Mehrheiten zu Stande kommen, da, wie be-
reits gesagt, gerade mal rund 0,333 Prozent fiir ein Kantonsratsmandat
bereits reicht. Wir haben also die frohe Aussicht, dass bei der gegen-
waértigen anndhernden Pattsituation in diesem Parlament ein paar Ein-
zelmasken, wenn moglich ohne konkretes Parteiprogramm, das Ziing-
lein an der Waage spielen und je nach Lust und Laune mal so und mal
so stimmen. Wenn wir die Auswirkungen unseres Vorstosses betrach-
ten und dabei von den gleichen Stimmenanteilen wie vor vier Jahren
ausgehen, stellen wir fest, dass SP und SVP bescheidene drei Mandate
verlieren, FDP, CVP, Griine und EVP insgesamt fiinf dazugewinnen
wirden, wéhrend die Kleinen leer ausgingen. So dramatisch waren
also die Ergebnisse nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SP, ich finde es nach wie vor
keine Schande, wenn man mit einem Parteiprogramm politisiert, das
viele Wéhler anspricht, und man am Schluss zu den so genannt Gros-
sen gehort. Wir kdnnen doch nicht den Minoritatenschutz so weit trei-
ben, dass die Ratssitzungen zu reinen Plauderstunden ohne politisch
brauchbare Ergebnisse verkommen.

Unterstitzen Sie unseren Vorstoss oder bleiben Sie mindestens sitzen!
Es ist gescheiter, die Weichen jetzt richtig zu stellen, als nach den
Wahlen 2007 die Verluste zu beklagen. Und bedenken Sie noch: Ich
kann Sie dann nicht mehr trosten, weil ich nicht mehr im Rat bin.

Ralf Margreiter (Griine, Oberrieden): Die Grinen sind zweimal bis
nach Lausanne vors Bundesgericht gegangen, um das friihere, offen-
kundig verfassungswidrige Wahlsystem zu bekdampfen und endlich
eine demokratische Lésung herbeizufiihren. Mit Pukelsheim hat man
eine mathematisch gescheite Losung gefunden, die dann leider wieder
politisch verwaéssert bis zerstort wurde durch die Einfihrung undemo-
kratischer unliberaler Quoren hier im Rat. Wir haben heute zwei Vor-
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stosse zur Debatte, die diese Quoren wieder zur Diskussion stellen,
und das zu Recht. Ich erinnere an den Herbst 2003, wo wir das Gesetz
uber die politischen Rechte hier diskutiert haben. SVP, SP und FDP
haben damals mit der Einfihrung der Quoren jene Papierktrbe wieder
aufgestellt, in die Wahlerstimmen nutzlos wandern, weil sie nicht in
die Verteilung gelangen, die mit dem Bundesgerichtsurteil und mit
dem angestrebten System Pukelsheim eben eigentlich héatten abge-
schafft werden sollen. Es ist darum richtig, hier und heute nochmals
dartiber zu diskutieren, ob das System nicht verbessert werden konnte.

Es wurde ins Feld gefuhrt, die neue Regelung habe zur Bevorteilung
von kleinen Parteien gefuhrt. Ja, lieber Felix Hess, wo liegen denn
diese Bevorteilungen? Ich kann sie auf weiter Flur nicht erkennen.
Das einzige, was passiert mit dem neuen Wahlsystem, ist, dass einige
der bisherigen Benachteiligungen von kleineren Parteien aus dem
Weg gerdumt wurden. Also wie gesagt, die Quoren sind da, es sind
noch lange nicht alle diese Bevorteilungen der Grossparteien ausge-
raumt. Es ist darum richtig, sdmtliche Quoren, samtliche Hiirden abzu-
schaffen.

Im Herbst 2003 war auch in Diskussion beziehungsweise wurde der
Gegenvorschlag aus unserer Fraktion gebracht, dass, wenn wir schon
nicht dieses eine Quorum der 5 Prozent pro Wahlkreis abschaffen
kodnnen, dann wenigstens alternativ — nicht ersetzend, alternativ! — ei-
ne Art Minimalquorum uber den ganzen Kanton gelegt wirde. Ich
mag mich an diese Debatte gut erinnern. Dieser Vorschlag, der we-
nigstens durch die Kombination zweier Kriterien eine Erleichterung
fir neue Gruppierungen geboten hatte, auch diese Diskussion verlief
im Sand beziehungsweise dieser Gegenvorschlag hatte keine Chance.
Und dies alles, weil man Angst hat vor Zersplitterung, vor Einzelper-
sonen, vor Sonderinteressen. Ich frage Sie: Wovor denn konkret? Da-
vor, dass der politische Wettbewerb sich etwas flexibler und etwas
attraktiver gestalten wirde, wenn die Zutrittsschwellen in dieses Rat-
haus niedriger werden? Davor, dass junge Gruppierungen lokale I-
deen, Anliegen, die Sie als Sonderinteressen brandmarken kénnen,
hier pl6tzlich Einzug finden, was sie heute nicht kdnnen? Ja seis
drum! Wenn es diesen Leuten gelingt — sagen wir: der Hundepartei
oder den Jungsozialisten oder wem auch immer —, wenn es diesen
Leuten gelingt, genligend Stimmen fir einen Sitz hier in diesem Saal
kantonsweit zu erringen, dann soll doch auch eine Person diese Inte-
ressen vertreten. Ich verstehe diese grosse Angst nicht. Wir tun hier
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drin doch alle immer so, als ob es einen offenen, fairen Wettbewerb
der ldeen und Gedanken geben miisse, damit wir bestmdgliche Lo-
sungen fir unsere Gesellschaft und unseren Kanton finden kénnen. Ja
dann sorgen Sie doch mit uns dafiir, dass auch alle Ideen eine faire
Zutrittschance in diesen Saal haben!

Die Parlamentarische Initiative ist genau das Gegenteil dieser Chan-
cenbereitung und wir werden sie daher mit Sicherheit nicht unterstit-
zen, weder vorlaufig noch definitiv. Das Postulat geht in die richtige
Richtung. Ich bitte Sie, hier zuzustimmen.

Stefan Dollenmeier (EDU, Rti): Bei beiden Vorstdssen kdnnen Sie
sich entscheiden, ob Sie ein gerechtes Wahlsystem wollen oder ob Sie
Ihre Machtstellung mit allen Mitteln verteidigen wollen, also ein un-
gerechtes System wahlen mdchten. Denn dass die Wahlhiirde von 5
Prozent ungerecht ist und dass sie den Wahlerwillen verzerrt, haben
die Wahlen in der Stadt Zurich gezeigt; ich brauche Ihnen nicht die
ganze Geschichte zu erzéhlen, Sie kennen sie nachgerade. Aber auch
eine 5-Prozent-Hirde im ganzen Kanton ist ungerecht. Allzu viele
Stimmen gingen verloren. Die Methode von Professor Pukelsheim ist
gut und denkbar gerecht. Die Mehrheit dieses Rates hat sie hier drin
verféalscht und neue Ungerechtigkeiten eingeflgt; und dies nicht etwa
zum Wohl des Staates und seiner Blrger, wozu Sie eigentlich ver-
pflichtet sind, sondern um Ihre eigene Position zu sichern. Darum rufe
ich Sie heute dringend dazu auf, umzudenken — nach dem Sprichwort:
Wer A sagt, muss nicht B sagen, er kann auch einsehen, dass A falsch
war. Die 5-Prozent-Hirde war ein Fehler. Korrigieren wir ihn heute!
Mit einem Ja zu diesem Postulat, das auch die Regierung zur Annah-
me empfiehlt, kénnen Sie das tun.

Eine 3-Prozent-Hiurde im ganzen Kanton ware ein kapitaler Fehler.
Vermeiden Sie den, schicken Sie die Parlamentarische Initiative bach-
ab! Ich danke Ihnen, wenn Sie heute gerecht entscheiden.

Hans Jorg Fischer (SD, Egg): Die Wahlen vom 12. Februar 2006
wurden mit dem neuen Zuteilungsverfahren durchgefiihrt — mit recht
gutem Erfolg. Ein Problem ist lediglich die 5-Prozent-Hirde. Ein
grosses Hindernis ist sie flr kleine Parteien, Jungparteien und Grup-
pierungen, ein Mandat zu gewinnen. Daher ist dieses Postulat zu un-
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terstutzen. Hingegen der VVorstoss meiner Fraktionskollegen, Traktan-
dum 17, abzulehnen. (Heiterkeit.) Besten Dank.

Werner Hirlimann (SVP, Uster): Auf Grund der Diskussion muss ich
annehmen, dass von den Vorstdssen einer (iberwiesen und einer abge-
lehnt wird. Es wird immer von Gerechtigkeit gesprochen in diesem
Zusammenhang, aber diese Gerechtigkeit ist bei diesem System auch
mit einer Prozenthurde nicht gegeben. Beispiel: Wenn bei einer Partei
mit einer Liste von finf Personen die ganze Liste gezahlt wird, ver-
falscht dies das ganze Bild. Das ist das Beispiel aus Uster, wo gerade
die EVP die halben Sitze verloren hat wegen EDU, Kleinpartei mit
funf Personen auf der Liste. Es gibt nur eine Mdglichkeit, wenn das
Problem schon angegangen wird: dass zwingend eine leere Liste bei-
gelegt werden muss oder dass nur diejenigen Linien zahlen, die ausge-
fullt sind. Sonst bleiben weiterhin Ungerechtigkeiten bestehen.
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Abstimmungen

Postulat KR-Nr. 61/2006

Der Kantonsrat beschliesst mit 99 : 57 Stimmen, das Postulat zu
Uberweisen.

Parlamentarische Initiative KR-Nr. 100/2006

Fur die vorlaufige Unterstltzung der Parlamentarischen Initiative
stimmen 74 Ratsmitglieder. Damit ist das notwendige Quorum
von 60 Stimmen erreicht. Die Initiative ist vorlaufig unterstitzt.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Ich beantrage lhnen, die Parla-
mentarische Initiative einer Kommission zu Bericht und Antrag zu
uberweisen. Sie sind damit einverstanden. Die Geschéftsleitung wird
Ihnen an einer nachsten Sitzung einen Zuweisungsantrag stellen.

Die Geschafte 8 und 17 sind erledigt.

9. Korrekturfaktoren im Finanzausgleich des Kantons Zirich

Postulat von Martin Arnold (SVP, Oberrieden) und Rolf Jenny (SVP,
Herrliberg) vom 6. Méarz 2006

KR-Nr. 62/2006, Entgegennahme, Diskussion
(gemeinsame Behandlung mit KR-Nrn. 63/2006 und 64/2006)

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat ist bereit, das
Postulat entgegenzunehmen. Yves de Mestral, Zurich, hat an der Sit-
zung vom 29. Mai 2006 Antrag auf Nichtliberweisung gestellt.

10. Wiederaufnahme der Investitionsbeitrage

Postulat von Martin Arnold (SVP, Oberrieden) und Rolf Jenny (SVP,
Herrliberg) vom 6. Marz 2006

KR-Nr. 63/2006, Entgegennahme, Diskussion
(gemeinsame Behandlung mit KR-Nrn. 62/2006 und 64/2006)
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Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat ist bereit, auch
dieses Postulat entgegenzunehmen. Robert Brunner, Steinmaur, hat an
der Sitzung vom 29. Mai 2006 Antrag auf Nichtuberweisung gestellt.

15. Anderung Finanzausgleichsgesetz

Parlamentarische Initiative von Martin Arnold (SVP, Oberrieden) und
Rolf Jenny (SVP, Herrliberg) vom 6. Mérz 2006

KR-Nr. 64/2006
(gemeinsame Behandlung mit KR-Nrn. 62/2006 und 63/2006)

Die Parlamentarische Initiative hat folgenden Wortlaut:
Das Finanzausgleichsgesetz wird wie folgt gedndert:
§ 8 Abs. 2 neu:

Zur Berechnung des Bereichs, in welchem die Steuerfiisse liegen sol-
len, werden die tiefsten 5% der Steuerflisse nicht berlcksichtigt. Der
tiefste Steuerfuss welcher innerhalb der vorgegebenen Bandbreite von
95% liegt, wird als Faktor 1 bestimmt.

§ 38

Als Kantonsmittel der Gemeindesteuerflisse gilt das mit der Zahl der
Personalsteuerpflichtigen gewogene Mittel der Gemeindesteuerfusse.

Begriindung:

Die aktuelle Interpretation des Finanzausgleichsgesetzes sowie dessen
angekiindigte Revision durch den Regierungsrat legt eine Erganzung
respektive Prézisierung des § 8, sowie die Streichung des zweiten Ab-
satzes in § 38 im Finanzausgleichsgesetz nahe.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Wir haben am 12. Juni 2006 be-
schlossen, diese drei Geschafte in freier Debatte und gemeinsam zu
diskutieren und dann getrennt darliber abzustimmen. Fur die beiden
Postulate ist, wie gesagt, Nichtliberweisung beantragt worden. Yves
de Mestral ist entschuldigt abwesend. Fiir ihn spricht Ueli Annen, IlI-
nau-Effretikon.

Ueli Annen (SP, IlInau-Effretikon): Ich spreche eigentlich etwas gegen
meinen Willen gleich zu allen drei Vorstossen. Immerhin erlaubt es
mir eine VVorbemerkung zu machen, die alle drei Vorstosse betrifft.
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Das Gemeinsame besteht darin, dass sie mit zum Teil nicht sehr klar
ersichtlichen, vielleicht auch etwas verschleierten Absichten am Vor-
abend der Veroffentlichung der regierungsrétlichen Vorlage zur Re-
form des Finanzausgleichs ein paar Pféahle einrammen wollen, welche
die Diskussion dariber in eine bestimmte Richtung steuern sollen. Ich
glaube auch, dass etwas der Arger iiber die wiederholte Verschiebung
dieser Reform zum Ausdruck gebracht werden soll und ich bin dann
gespannt, vom Regierungsrat zu horen, ob der Termin von 19. Juli
2006, der da einmal zur Beschlussfassung im Regierungsrat vorgege-
ben wurde, wirklich auch eingehalten werden kann.

Generell finde ich, dass es ungeschickt und eigentlich ziemlich
daneben ist, vor Kenntnis der ganzen Reform willkurlich jetzt gewisse
Parameter festlegen zu wollen in diesem Parlament. Das ist uneffi-
zient, das ist unklug und darum sind wir diesen Vorstéssen gegeniber
von vornherein sehr skeptisch.

Ich gehe nun doch noch auf diese Postulate kurz ein. Zuerst zum Pos-
tulat 62/2006, zu den Korrekturfaktoren. Martin Arnold mdéchte die
Korrekturfaktoren so festgelegt haben, dass die Beziligergemeinden
keine Schlechterstellung erfahren. So ist das formuliert. Ich hatte eini-
ge Muhe zu verstehen, was eigentlich gemeint ist. Was ist zum Bei-
spiel gemeint mit den Anpassungen im Finanzausgleichsgesetz? Ist
das jetzt diese REFA, diese Reform, oder etwas, was man vor dieser
Reform noch machen soll? Was ist gemeint mit Schlechterstellung?
Schlechterstellung gegenuber was? Die Bezlige der Empfangerge-
meinden &ndern sich ja von Jahr zu Jahr, weil die unterliegenden Pa-
rameter, namlich die relative Steuerkraft und die Einwohnerzahl, ja
auch immer wieder anders sind. Ein weiteres Problem hatte ich noch:
Korrekturfaktoren beziehen sich auf den Steuerkraftausgleich. Es gibt
aber innerhalb des Finanzausgleichs auch in Zukunft ganz verschiede-
ne Instrumente, die in unterschiedlicher Weise zur Gesamtwirkung des
Ausgleichs beitragen konnen. Das Postulat leistet dem Irrtum Vor-
schub, dass mit einer entsprechenden Fixierung der Korrekturfaktoren
der gesamte Ausgleich in einer bestimmten Weise konsolidiert werden
konnte.

Ich kam zum Schluss, dass das eigentliche Hauptanliegen des Vor-
stosses wohl etwa so zusammengefasst werden kann, dass der neue
Finanzausgleich fir die Gemeinden genauso budgetneutral ausfallen
soll in der Zukunft, wie er es geméss VVorgaben der Direktion fiir den
Kanton zu sein hat. Wenn wir das so machen, dann heisst das so viel
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wie zum Abbruch der Ubung aufrufen. Wenn wir ernsthaft eine Re-
form des Finanzausgleichs angehen wollen, dann wird es Gewinner
und Verlierer geben. Gemadss der Zusammenfassung des Regierungs-
ratsbeschlusses zur Fortsetzung des kantonalen Ausgleichs strebt die
jetzt revidierte Reform unter anderem verschiedene Ziele an, die wir
unterschreiben kénnen, zum Beispiel: Den Gemeinden wird die Erfl-
lung threr notwendigen Aufgaben ermdéglicht. Sie hat keine struktur-
erhaltende Wirkung. Sie vermeidet falsche Anreize. Und sie sorgt da-
fur, dass die Steuerfiisse nicht wesentlich voneinander abweichen.
Schon diese Ziele in Einklang zu bringen, ist eine Herkulesaufgabe.
Der Regierungsrat hat sich offensichtlich auch ein bisschen die Zéhne
dabei ausgebissen — hoffentlich nicht sichtbar. Aber solchen Zielen
jetzt noch anfiigen zu wollen, dass es eine Bestandesgarantie fiir den
bisherigen Steuerkraft- beziehungsweise Finanzausgleich geben soll —
so verstehe ich jetzt eben dieses Postulat —, das halte ich fir absurd
und ganz bestimmt nicht zielfiihrend.

Im Ubrigen ist auch das Ziel der guten Planbarkeit fiir die Gemeinden
unter den jetzt vorliegenden Zielen der Reform, also die Transparenz.
Und eben die Planbarkeit, das ist etwas, das sicher auch vom Regie-
rungsrat angesteuert wird.

Zusammengefasst: Der Vorstoss ist unklar, nennt ein Hauptziel, das
per se nicht wirklich erreichbar ist und suggeriert erst noch ein In-
strument, welches zur Erreichung des Ziels nicht haut. Ich bin tber-
rascht, dass der Regierungsrat Uberhaupt den Vorstoss entgegenzu-
nehmen bereit ist. Wir lehnen ihn ab.

Zum zweiten Postulat, Wiederaufnahme der Investitionsbeitréage. Ei-
gentlich herrschte ziemlich Konsens dariiber, dass diese Investitions-
beitrdge ein veraltetes Instrument des Finanzausgleichs sind und des-
halb ersetzt werden sollen. Wir versuchen ja allgemein, vom indirek-
ten Finanzausgleich etwas wegzukommen und Instrumente des direk-
ten Ausgleichs einzusetzen. Ich finde, es wére ein Schildbirgerstreich,
in Unkenntnis eben der ganzen Reform jetzt solche Investitionsbeitra-
ge quasi wieder festlegen zu wollen und hochjubeln zu wollen.

Zur Parlamentarische Initiative Finanzausgleichsgesetz 64/2006. Nun,
da sind wir etwas ungnadiger. Wir sollten uns vorerst einmal daran
erinnern, dass der neue Artikel 8 des Finanzausgleichsgesetzes ein
Kompromissvorschlag war, der einer von tiefbiirgerlichen engagierten
Gemeindevertretern stammenden Initiative entgegengesetzt wurde.
Was ursprunglich eben sehr rigid war in dieser Initiative und knallhar-
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te Konsequenzen gehabt hatte, haben wir in der Kommission mit Ih-
rem und unserem Segen in eine pragmatische faktormassig largere
Bandbreitenkalkulation umgemodelt. Mit diesem Vorschlag wird die-
ser Konsens wieder zerstort. Ich interpretiere die Parlamentarische Ini-
tiative als einen Versuch, die Mechanik des Finanzausgleichs zu
Gunsten der reichsten Gemeinden und wahrscheinlich zu Lasten des
Kantons und zu Lasten der armen Gemeinden zu verandern. Die
Tieftssteuerflisse sollen offenbar unangetastet bleiben und schon bei
der Berechnung keine Rolle spielen. Wenn wir dieser Anderung zu-
stimmten, bréchten wir das ganze Konzept des neuen Paragrafen 8 Fi-
nanzausgleichsgesetz durcheinander. Die 95 Prozent werden dort ganz
klar als Zielnorm beschrieben, wéhrenddem Martin Arnold jetzt in
dieser Formulierung seinen Pfahl auf der Ebene der Ausgangslage ein-
schlagen will. Also die 95 Prozent sollen irgendwo dort beginnen. Das
geht weder mathematisch noch 6konomisch auf, wenn man das wirk-
lich durchsetzt. Die Parlamentarische Initiative ist weder gut gemeint
noch gut gedacht. Lassen Sie die Hande davon! Wir unterstiitzen sie
nicht und wir lehnen die beiden Postulate ab.

Robert Brunner (Griine, Steinmaur): In Ihrem Postulat verlangen Sie,
dass vermehrt Investitionsbeitrdge an finanzschwache Gemeinden
auszurichten seien. Sie sagen nicht woflr, Sie sagen nicht, weshalb.
Natdrlich, jeder Franken, der in eine finanzschwache Gemeinde
fliesst, wird dort gerne angenommen — zweifellos. Aber sind zusétzli-
che Investitionsbeitrage generell zielkonform gemass den Zielen, wie
sie formuliert sind? Oder was sind diese Ziele? Ueli Annen hat sie
schon genannt: Den Gemeinden wird die Erfullung ihrer notwendigen
Ausgaben ermdoglicht. Das muss moglich sein, ohne dass man Carepa-
kete an verarmte Gemeinden verteilt. Ein weiteres Ziel lautet: Die Ge-
samtsteuerflisse weichen nicht erheblich voneinander ab; dies aller-
dings nur insoweit, als die Ursachen der Unterschiede exogener, also
unverschuldeter Natur sind. Wenn also Gemeinden tber Jahre von der
Substanz leben, weil sie keine Steuer- oder Gebihrenerhohungen
durchsetzen, und dann plétzlich grobere Investitionen in die vernach-
lassigte Infrastruktur machen mussen — ist jetzt das exogen, ist jetzt
das endogen? —, es sollen diejenigen Gemeinden belohnt werden, die
kontinuierlich Werterhaltung betreiben, auch wenn sie halt dafir ein-
mal mit den Gebiihren oder den Steuern rauf missen.
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Ein weiteres Ziel ist, dass der Finanzausgleich keine strukturerhalten-
de Wirkung hat. Ich staune nattrlich schon immer wieder, wenn ich in
Finanzausgleichsgemeinden komme und da die schonen Mehrzweck-
hallen sehe. Also den Plan fir die Mehrzweckhalle Steinmaur haben
wir vor 15 Jahren begraben wegen «nice to have». Also gerade solche
Unterschiede, wenn man in Finanzausgleichsgemeinden besser gestellt
wird als in mittleren Gemeinden, das ist dann eben genau Strukturer-
haltung.

Der nachste Punkt: Der Finanzausgleich hat effektivitats- und effi-
zienzfoérdernde Wirkung fur die Abschépfungs- und die Empfénger-
gemeinden und vermeidet falsche Anreize. Es ist so, wir produzieren
in vielen Gemeinden zu teuer. Das hat nichts mit Faulheit, das hat
nichts mit Dummheit zu tun. Es ist einfach ineffizient, wenn der Ge-
meindeschreiber die Griingutmarken verkauft. Das ist eine Sache der
Grosse. Wéhrend die Gemeinde Bachs 240 Stellenprozente fiir die
Gemeindeverwaltung braucht, kénnten wir das mit einer Verwaltungs-
fusion zusammen mit der Gemeinde Steinmaur um schlappe 25 Pro-
zent glnstiger machen. Wenn das Steuerprozent nur 8000 Franken
wert ist wie in Bachs, macht das 10 Steuerprozente aus. Aber es be-
steht keine Notwendigkeit im Moment, es besteht kein Leidensdruck,
also kann man es sein lassen. Aber auch in meiner Gemeinde gabe die
Zusammenlegung der Bausekretariate oder der Spitex-Stitzpunkte
erhebliches Effizienz- und Effektivitatspotenzial. Aber auch die
Marktverzerrungen: Das ist vielleicht interessant zu wissen, zu den
Gehéltern der Gemeindeschreiber in mittleren Gemeinden und Fi-
nanzausgleichgemeinden hort man ganz interessante Zahlen. Gespon-
sert wird das von Kiisnacht, Herrliberg und wahrscheinlich auch Ober-
rieden. Also wenn Sie Investitionsbeitrage fordern, sind wir nicht ge-
nerell dagegen. Aber dann sollten Sie in die Erhohung der Effektivitat
und Effizienz laufen, und nicht fur Carepakete.

Martin Arnold (SVP, Oberrieden): Zunachst danke ich der Geschafts-
leitung, dass die Geschéfte 62/2006, 63/2006 und 64/2006 so rasch
und gemeinsam behandelt werden kénnen. Erlauben Sie mir drei Vor-
bemerkungen: Diese drei Vorstésse bezwecken nicht, den kantonalen
Finanzausgleich grundséatzlich in Frage zu stellen. Sie bezwecken
nicht, die zahlenden Gemeinden zu Lasten der Nehmergemeinden ein-
seitig zu entlasten. Sie stellen die im Gesetz festgehaltene Eingren-
zung der Steuerdisparitat nicht in Frage.
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Zunéchst spreche ich zur Parlamentarischen Initiative 64/2006. Es
geht dabei um das Kernstiick der drei Vorstdsse. Aktuell wird das Fi-
nanzausgleichsgesetz so interpretiert, dass die zur Einhaltung der
Steuerdisparitat notwendigen Schritte die Gebergemeinden zusatzlich
belasten. Damit soll erreicht werden, dass die steuergiinstigen Ge-
meinden ihre Steuerfiisse anheben und die Nehmergemeinden durch
die zusétzlichen Mittel mittelfristig in die Lage versetzt werden, ihren
Steuerfuss zu senken. Jedermann und jeder Frau in diesem Saal sollte
klar sein, dass die Zielerreichung mit diesem Vorgehen sehr unsicher
ist, dass aber sowohl den steuergiinstigen Gemeinden wie auch dem
Kanton und damit den Nehmergemeinden latent Schaden entsteht.
Tatsache ist namlich, dass nicht nur die vom Gesetz ausgeklammerten
neun Gemeinden, sprich die 5 Prozent, wesentliche Beitrdge an den
Finanzausgleich abliefern, sondern auch zahlreiche weitere steuerlich
attraktive Gemeinden. Diese sind ebenfalls einem gewissen Steuer-
wettbewerb ausgesetzt, und gréssere Steuerzahler sind auch in diesen
Gemeinden sehr mobil. Genau diese Gemeinden nun einseitig abzu-
strafen, ist nicht nur ungerecht, sondern auch kontraproduktiv. Auf der
andern Seite setzen wir zudem auf das Prinzip Hoffnung.

Mit dieser Parlamentarischen Initiative kehren wir diesen Mechanis-
mus um. Die Ausgangslage flr die Berechnung der Steuerdisparitat ist
Faktor 1 oder die zehnte der 170 beriicksichtigten Gemeinden. Nun
konnte man naturlich leicht argumentieren, dass damit eine einzige
Gemeinde durch eine Steuerfusssenkung das gesamte System oder die
Ertrage der Gemeinden mit Maximalsteuerfuss direkt beeinflussen
konnte. Tatsache ist jedoch, dass die Gemeinden mit diesem Steuer-
fuss, die in den Finanzausgleich einzahlen, sehr genau tberlegen, ob
sie diesen Schritt machen wollen oder nicht. Letztlich hatten sie wie-
derum die Ertragsausfélle tber den Finanzausgleich zu tragen. Der
Vorteil ware jedoch, dass diese Gemeinden damit zu einer gewissen
Zusammenarbeit gezwungen wirden und Absprachen Gber die Ent-
wicklung der Steuerfisse treffen mussten. Wichtig ist dabei jedoch,
dass flr die Stadt Winterthur eine spezielle L6sung gefunden wiirde.
Rein auf Grund der Grosse der Stadt Winterthur und ihrer Bezlige aus
dem Finanzausgleich passt diese nicht mehr wirklich in das aktuelle
System. Eine dhnliche Losung, wie sie mit der Stadt Zirich getroffen
wurde, ware auch fur Winterthur zu prifen. Damit waren die Voraus-
setzungen geschaffen, um diese Umkehr der Berechnung ohne grosse-
ren Schaden vornehmen zu konnen. Die finanziellen Folgen fir die
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Nehmer- und in der Folge fir die Gebergemeinden waren verkraftbar
und der Kanton hétte sich von einer steuerfusstreibenden Interpretati-
on des Finanzausgleichsgesetzes befreit.

Die beiden Postulate sind als flankierende Massnahme zur Parlamen-
tarischen Initiative zu verstehen. Einerseits soll mit dem Postulat
62/2006 die Planbarkeit der Ablieferungen fur die Gebergemeinden
verbessert werden. Insbesondere durch das Verbot von entsprechen-
den Ruckstellungen oder Abgrenzungen sind die Gebergemeinden mit
starken Schwankungen in ihrem Haushalt konfrontiert. Die Planbar-
keit konnte damit entscheidend verbessert werden. Das Postulat
63/2006 schliesslich soll insbesondere fir die finanzschwéchsten Ge-
meinden eine Entlastung bringen.

Zusammengefasst geht es bei diesen drei Vorstéssen um notwendige
Massnahmen, um den Finanzausgleich berechenbarer zu machen und
von einer steuerfusstreibenden Mechanik zu befreien. Sie sollen Jus-
tizminister Markus Notter auch dazu dienen, die angekiindigte Neuor-
ganisation des Finanzausgleichs entlang klarer Auftrdge des Parla-
ments zu gestalten. Erste Verlautbarungen tber die Neugestaltung des
Finanzausgleichs stimmen zwar zuversichtlich. Offenbar hat man auch
Im zustandigen Amt erkannt, dass der Finanzausgleich drastisch ver-
einfacht und die Planbarkeit unbedingt verbessert werden muss. Ich
bin gespannt auf Zeitpunkt und konkreten Inhalt dieser VVorlage. Tat-
sache ist aber auch, dass die schon oft angekilindigte Reorganisation
des Finanzausgleichs nun schon sehr lange auf sich warten lasst. Das
Vertrauen in die Ernsthaftigkeit der Absicht ist daher etwas ge-
schwunden. Mit der Uberweisung dieser Vorstosse haben wir ein
Pfand in der Hand, dass sich in absehbarer Zeit auch tatsachlich etwas
veréndert.

Ich beantrage Ihnen deshalb, die beiden Postulate und die PI zu unter-
stitzen und zu Gberweisen. Besten Dank.

Gaston Guex (FDP, Zumikon): Die FDP ist firr die Uberweisung der
Postulate und fur die vorlaufige Unterstiitzung der PI, sofern die SVP
die Unterstitzung eines Zahnstochers fir ihre Belange akzeptiert.
(Heiterkeit.) Unabhéngig von der Befindlichkeit der SVP-Fraktion
und ihres Fraktionschefs (Alfred Heer, Zurich) unterstiitzen wir diese
Vorstosse mit voller freisinniger Uberzeugung. Wir sind enttauscht,
Regierungsrat Markus Notter, ja ungehalten tber die verzogerte Be-
handlung einer dringend notwendigen Uberarbeitung des Finanzaus-
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gleichsgesetzes durch das Departement Justiz und Inneres. Die heutige
L6sung, egal was fur Losungen wir im Kopf haben, aber die heutige
Losung fuhrt sich selber ad absurdum. Sie ist zum Nachteil — und das
maochte ich da betonen und ich werde den Beweis machen; wir kénnen
das beweisen —, sie ist zum Nachteil aller Betroffenen, der Geberge-
meinen, speziell auch der Nehmergemeinden, und vor allem schwacht
es den Kanton Zurich im Steuerwettbewerb mit andern Kantonen; das
ist der Kernpunkt.

Lassen Sie mich zur Parlamentarischen Initiative 64/2006, zu allem,
was ich unterstitzen kann, was Martin Arnold gesagt hat, noch ein
paar freisinnige Gedanken einflechten. Die FDP-Fraktion setzt sich
bei einer Verfolgung der Reorganisation des Finanzausgleichs fir die
nachfolgenden klaren Rahmenbedingungen ein.

Erstens: Die Steuerdisparitat ist eine Realitdt und muss im Interesse
der Standortattraktivitat des ganzen Kantons Zurich genutzt werden,
gleichzeitig aber die Solidaritat zwischen den finanzstarken und fi-
nanzschwachen Gemeinden echt und ehrlich berticksichtigen.

Zweitens: Die finanzschwachen Gemeinden dirfen netto gegeniiber
dem Ist-Zustand nicht schlechter gestellt werden; das ist unsere Uber-
zeugung.

Drittens: Fur die Stadte Zlrich und Winterthur muss eine separate L0-
sung gefunden werden — Martin Arnold hat das angetont —, die der
besonderen Situation gerecht wird, zum Beispiel indem die Stadt Zi-
rich vom Paragrafen 8 des Finanzausgleichsgesetzes ausgenommen
wird und ihren Steuerfuss nicht zwingend senken muss. Und bei der
Stadt Winterthur soll eine allfallige Verschlechterung beim Kulturbei-
trag anderweitig ausgeglichen werden. Beide Stadte sollen mit flankie-
renden Massnahmen beim Steuerwettbewerb nicht benachteiligt wer-
den.

Viertens: Finanzschwache Gemeinden sollen kiinftig wieder Investiti-
onsbeitrége erhalten kénnen, auch wenn mein lieber Kollege sagt, das
sei ein Vehikel aus dem letzten Jahrhundert. Nicht alles, was alt ist, ist
schlecht. Man kann etwas auch wieder der Zeit anpassen. Und als
Gemeindevertreter muss ich sagen, dass die Lésung mit diesen Inves-
titionsbeitrdgen gar nicht so schlecht war und auch fir die Zukunft
nicht schlecht sein wird.

Finftens: Die Betrachtungszeitspanne von zwei Jahren Uber die Steu-
erfisse der Gemeinden soll ausgedehnt und fur die Umsetzung den


http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7bC0CA4B4A-96EC-4F73-807D-69808763249B%7d
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Gemeinden mehr Zeit eingerdumt werden. Das heisst auch, dass die
vorliegende Pl im Sinne der Verl&sslichkeit fiir die Gemeinden auf die
kommende Berechnungsperiode noch einen Einfluss hat. Sie sehen,
wir sttirmen nicht einfach in eine wilde Lésung, die irgendwann erar-
beitet wird. Wir wollen eine praktikable L6sung, wir wollen eine faire
Losung, die allen zugute kommit.

Rascher, aber Gberlegter Handlungsbedarf ist im Interesse unseres
Kantons angesagt. Wir kénnen die zbgerliche Behandlung durch die
Regierung nicht weiter akzeptieren. Werden Sie aktiv, sehr geehrter
Regierungsrat Markus Notter, wie man das von lhnen gewohnt ist!
Nicht mit politisch geféarbten Ldsungen, sondern mit einer volks- und
finanzwirtschaftlich, ja mit einer staatspolitisch visiondren Ldsung, die
allen Beteiligten hilft, aber in erster Linie der Zukunft des Kantons
Zurich zugute kommt — Zirich als Wirtschaftsstandort und als Kultur-
standort. Ich danke Ihnen fur die Unterstutzung.

Patrick Héachler (CVP, Gossau): Zunachst zum Geschaft 62/2006.
Aus unserer Sicht kommt dieser Vorstoss ein bisschen im falschen
Moment, steht doch die Bekanntgabe des neuen Finanzausgleichs vor
der Tur. Da ware dann die Gelegenheit gegeben, grundlegende Uber-
legungen zu machen. Nun, das ist an sich noch kein Grund, dagegen
zu sein. Was aber storend ist, ist die Formulierung, es dirfe keine
Schlechterstellung der Bezligergemeinden geben. Das tont an sich sehr
gut und kdnnte unterschrieben werden. Wer aber weiter denkt, erkennt
sofort, dass es ein seltsames Spiel ist. Wenn Sie Veranderungen ma-
chen ohne Schlechterstellung, heisst das nichts anderes, als dass insge-
samt mehr Kosten auftreten werden. Wer darf die Differenz bezahlen?
Das ist der Kanton, das ist klar, und da wird uns die SVP, die diesen
Vorstoss macht, ganz sicher nicht dabei unterstiitzen. Also das ist klar
ein Grund, das abzulehnen.

Zum Geschaft 64/2006. Das habe ich trotz mehrfachem Lesen nicht
verstanden. Mir ist nicht ganz klar, was der Vorstoss im Vergleich zu
jetzt andern soll. Es besteht hochstens der Verdacht, dass das jetzige
System geandert werden soll. Auf Grund der vorherigen Uberlegun-
gen ist das im Moment auch nicht n6tig. Auch da werden wir dagegen
stimmen.

Zum Thema Investitionsbeitrage sind schon geniigend Uberlegungen
gemacht worden, die immer noch verniinftig sind. Daher werden wir
auch diesen Vorstoss nicht unterstiitzen.


http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b3F288AA8-81E5-4ABE-BBF7-20261A6A36DF%7d
http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7bC0CA4B4A-96EC-4F73-807D-69808763249B%7d
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Matthias Gfeller (Griine, Winterthur): Wenn die Debatte der letzten
zwei, drei Jahre Uber den Finanzausgleich im Kanton Zirich etwas
gezeigt hat, dann wohl das, dass das ein ziemlich heikles politisches
Betatigungsfeld ist. Einige Leute haben ja auch Erfahrungen gemacht
mit der Volksinitiative, die lanciert worden ist zur Reduktion der
Steuerdisparitaten. Die Kommission fur Staat und Gemeinden hat sich
da halt sehr lange und sehr viel Mihe gegeben, einen vernunftigen
Gegenvorschlag zu machen. Ich glaube, es ware wirklich ein sehr un-
geschicktes Signal, wenn man an dieser Experimentieranlage, die man
mal so zurechtgestellt hat und die jetzt ein paar Jahre so laufen sollte,
um die Erfahrungen zu sammeln, schon wieder ohne Gesamtsicht, wie
in der Parlamentarischen Initiative vorgeschlagen — und ich erwarte
natlrlich vom zustandigen Regierungsrat Markus Notter eine Gesamt-
sicht — einzelfallweise gewisse Anderungen vornehmen mochte. Das
kann nicht gut herauskommen. Da sind wir Griinen vehement dage-
gen. Das ist klar der falsche Zeitpunkt, genau gleich wie auch das Pos-
tulat mit den Korrekturfaktoren der falsche Zeitpunkt ist, wie von Pat-
rick Hachler bereits erlautert. Da muss ich nicht weiter darauf einge-
hen. Alle Vorstdsse kommen etwa so daher, wie wenn man das Fell
waschen mdochte, ohne es wirklich nass zu machen, und das geht be-
kanntlich nicht. Es gibt physikalische Griinde, die dagegen sprechen.

Es freut mich, dass Leute in der N&he des Zirichsees sehr explizit an
Winterthur gedacht haben. Aber auch die Finanzausgleichsprobleme
der Stadt Winterthur lassen sich nicht mit lhren Voten in zwei, drei
Séatzen losen. Die sind wesentlich komplexer. Und es wird hochst-
wahrscheinlich nicht einfach eine Ldsung a la Zirich geben kdnnen,
weil die gesamte Steuerstruktur tberhaupt nicht mit jener der Stadt
Zirich vergleichbar ist. Es gibt diverse markante Unterschiede, wes-
halb auch hier eine wesentlich differenziertere Losung notwendig sein
wird. Es wird sicher gewisse Faktoren brauchen, wo wir einen direk-
ten Finanzausgleich fur klar ausgewiesene Leistungen erhalten. Aber
man kann nicht unbesehen davon einfach sagen, «wir behandeln jetzt
die Stadt Winterthur gleich wie die Stadt Zlrich». Das k&me ganz si-
cher auch schlecht heraus. Das einzige, was einen Ausweg darstellen
kann, ist wirklich eine ausgewogene Gesamtschau; auf die warten wir
jetzt auch schon eine rechte Weile. Die soll transparenter sein; das ist
vielleicht das einzige positive Stichwort aus dem Postulat von Martin
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Arnold. Mehr Transparenz kann nicht schaden, aber das erreichen Sie
mit keinem der drei heute zu behandelnden Vorstosse.

Deshalb bitte ich auch, dass Sie diese drei VVorstdsse ablehnen. Besten
Dank.

Heinz Jauch (EVP, Dibendorf): Wir haben es gehort, vor zwei Jahren
war im Kantonsrat die Volksinitiative «Gesunde Steuerdisparitat» be-
handlungsreif. Diese Volksinitiative verlangte, dass die Gemeinde-
steuerfiisse nicht mehr als die Hélfte vom tiefsten Steuerfuss abwei-
chen. In einem relativ harten Ringen konnte damals ein Konsens er-
reicht werden. Der Kantonsrat hat auf Antrag der Kommission flr
Staat und Gemeinden der Neuformulierung im Finanzausgleichsgesetz
zugestimmt. Mit diesem Konsens, mit diesem Gegenvorschlag konnte
damals erreicht werden, dass die Volksinitiative zuriickgezogen wur-
de. Man war dariiber — vor allem auch auf birgerlicher Seite — sehr
froh. In einer Volksabstimmung hédtte man dem Begehren der Initiati-
ve namlich grosste Chancen einrdumen missen, und das héatte vor al-
lem auch Gebergemeinden massiv betroffen. Es ist bekannt und vom
Kantonsrat auch immer wieder von der Regierung gefordert worden,
dass das neue Finanzausgleichsgesetz endlich vorgelegt werden soll.
Meines Wissens sollte dies nun in den nachsten Wochen oder wenigen
Monaten passieren; vielleicht horen wir heute noch etwas von Regie-
rungsrat Markus Notter dazu. Und wenn das so ist, dann konnen sol-
che Anliegen, wie sie jetzt in den Postulaten und in der Parlamentari-
schen Initiative gefordert werden, bei der Behandlung des Entwurfs
der Regierung eingebracht werden.

Die EVP-Fraktion wird vor allem die Parlamentarische Initiative nicht
vorlaufig unterstitzen und findet auch die Postulate im Hinblick auf
die baldige Behandlung des Entwurfes fir ein neues Gesetz als tber-
fussig. Wir bitten Sie, das Gleiche auch zu tun.

Regierungsrat Markus Notter: Eigentlich wollte ich mich zu diesen
Vorstossen nicht dussern. Wir sind bereit, die Postulate entgegenzu-
nehmen. Zur Parlamentarischen Initiative haben wir in diesem Stadi-
um ohnehin nichts zu sagen. Wir sind aber auch nicht bdse, wenn uns
das Parlament Vorstdsse nicht Uberweist. In diesem Sinne haben wir
eine etwas zurlickhaltende Position. Ich bin jetzt aber verschiedentlich
angesprochen worden, noch etwas zu sagen zum Stand der Revision
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des Finanzausgleiches. Ich kann eigentlich immer nur das Gleiche sa-
gen, aber es geht mir ein bisschen, wie ich das heute Morgen schon
einmal gesagt habe: Es ist nicht immer so, dass, wenn man etwas sagt,
es auch gehort wird. Deshalb ist es vielleicht auch gut, wenn man es
mehrfach sagt.

Die interessante und die wesentliche Frage bei der Reform des Fi-
nanzausgleichs ist eigentlich nicht die Frage des Ressourcenausgleichs
oder Steuerkraftausgleichs, wie das bei uns im Kanton heisst, und
deshalb beschlagen diese beiden Vorstosse meines Erachtens nicht
den Kernbereich oder das schwierigste oder wesentlichste Thema. Ei-
nen solchen Ressourcenausgleich hat jedes moderne Finanzaus-
gleichssystem; das wird auch unseres haben. Da haben wir heute eini-
ge Unebenheiten, die wir technisch relativ einfach 16sen kénnen. Und
dann ist es eine politische Frage, wie viel man abschopft und wie viel
man verteilt. Und es ist eine Frage, ob man auf die Abschdpfung
schaut und sagt «wir verteilen so viel, wie wir abgeschopft haben,
oder ob man sagt «wir schopfen so viel ab, wie wir verteilen wollen».
Aber das sind politische Fragen, das ist von der Finanzausgleichsme-
chanik her nicht so schwierig.

Die schwierige zentrale Frage ist, ob man den indirekten Finanzaus-
gleich abschaffen will oder nicht; das ist die zentrale Frage. Indirekter
Finanzausgleich heisst, dass heute mit den Staatsbeitragen, mit Kos-
tenanteilen und Subventionen gleichzeitig auch noch Finanzausgleich
betrieben wird. Also das sind die finanzkraftindexabhangigen Beitrage
an die Gemeinden. Das ist die Gretchenfrage. Das verdndert das ganze
System relativ stark. Es sind rund 200, 250 Millionen Franken, die auf
diesem Weg umverteilt werden in diesem Kanton, ohne dass man das
so richtig merkt und ohne dass man so ganz sicher ist, wie man eigent-
lich steuert. Diese Beitrdge werden von den Fachdirektionen ausge-
richtet, auf Grund der gesetzlichen Grundlagen selbstverstandlich, und
sind politikbereichbezogen. Das heisst also, es ist klar, dass diese Bei-
trédge in den Bildungsbereich, in den Gesundheitsbereich, in den Bau-
bereich et cetera gehen. Das hat natirlich fur all jene, die in diesen
Politikbereichen tétig sind, etwas Beruhigendes, weil man zwar nicht
genau weiss, was man steuert, aber man weiss, dass in diese Bereiche
hinein das Geld kommt. Und wenn wir diese 200, 250 Millionen
Franken aus dem indirekten Finanzausgleich wegnehmen und in den
direkten Finanzausgleich, also in die Instrumente des direkten Finanz-
ausgleichs hinein geben, dann sind die nicht mehr zweckgebunden in
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den Gemeinden, sondern sind «freie Mittel». Und da kann man Sorge
haben, dass nicht mehr in die gleichen Politikbereiche investiert wird.
Oder man kann Hoffnung haben, dass es so ist. Und je nachdem, auf
welcher Seite man ist, ist man von diesem Vorhaben mehr oder weni-
ger begeistert. Das ist aber, wie gesagt, die Gretchenfrage und die Be-
antwortung dieser Frage bestimmt nachher das System sehr wesent-
lich.

Wir hatten einen ersten Vernehmlassungsentwurf — Sie erinnern sich
vielleicht daran —, in dem wir diesen indirekten Finanzausgleich auf-
gehoben haben. Und Sie wissen, dass hier dann auch grosse Bedenken
und auch Widerstdnde angemeldet wurden von den Vernehmlassungs-
teilnehmern, aber auch von den mitberichtenden Direktionen. Wir hat-
ten den etwas seltsamen Vorgang, dass eigentlich der Regierungsrat
sich in dieser Frage festgelegt hat, aber seine sieben Direktionen eine
andere Auffassung hatten in dieser Frage. Das ist interessant (Heiter-
keit) und fuhrte zu einem gewissen Bereinigungsbedarf. Wir haben
nach der Vernehmlassung eine Standortbestimmung vorgenommen
und haben damals zwei Dinge entschieden. Wir haben gesagt, dass wir
erstens die Reform des Finanzausgleichs nicht gleichzeitig mit den
grossen Reformen in den Bereichen Bildung und Gesundheit, die an-
gestanden sind, vornehmen wollen. Wir wollten die VVolksschulreform
nicht belasten mit einer Neufinanzierung in diesem Bereich, und das
Gleiche gilt fir das Gesundheitsgesetz, Stichwort: Spitalfinanzierung.
Es war ein bewusster Entscheid des Regierungsrates, der auch in allen
diesen Vorlagen drinsteht. Es ist also nicht eine Idee meiner Direktion
gewesen, dass wir das zuriickstellen, sondern im Interesse des mdog-
lichst reibungslosen Vollzugs dieser beiden grossen Reformen haben
wir gesagt, man kann nicht alles gleichzeitig machen, und haben es in
zwei Phasen angekindigt. Ich werde zwar immer daflr geprigelt und
das ist auch unsere Aufgabe und ich nehme die Prtigel ja gerne entge-
gen — ich bin verantwortlich fur diese Vorlagen, fiir den Finanzaus-
gleich — und in diesem Sinne stehe ich fur den ganzen Regierungsrat
da und nehme die Priigel gerne entgegen. (Heiterkeit.)

Aber wir haben auch gesagt, wir wollen diese Reform des Finanzaus-
gleichs, und der Regierungsrat hat noch einmal bestatigt, dass er die
Abschaffung des indirekten Finanzausgleichs versuchen will mit der
neuen Finanzausgleichsvorlage. Er hat also bestatigt, was er schon im
ersten Vorprojekt gesagt hat. Wir haben aber auch noch andere
Schlussfolgerungen aus dem Vernehmlassungsverfahren gezogen — es
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wurde schon gesagt —, wir wollen das System etwas vereinfachen,
auch noch etwas klarer, berechenbarer machen et cetera. Da haben wir
uns einiges vorgestellt. Wir haben uns mit Experten zusammengesetzt
und sind jetzt daran, auch auf Grund des aktuellen Zahlenmaterials,
ein Modell zu konstruieren. Das sollte mir von den Experten — mit de-
nen bin ich aber auch immer im Gespréch — noch vor den Sommerfe-
rien abgeliefert werden. Es sieht so aus, als ob das gelingen kann.
Dann werden wir das politisch beurteilen und ich gehe davon aus, dass
der Regierungsrat in diesem Jahr, jedenfalls in dieser Legislatur eine
Vernehmlassungsvorlage — eine zweite, wenn Sie so wollen — verab-
schieden kann, so dass es eine Vernehmlassung gibt. Wir haben auch
immer gesagt, in dieser Legislatur kann man das nicht mehr definitiv
durch den Rat bringen. Der Antrag wird also erst im Laufe des néchs-
ten Jahres an den Kantonsrat bermittelt werden kénnen und es wird
der neue Rat sein, der sich damit zu befassen hat. Es wére einmal
schon, wenn eine so wichtige und grundsétzliche Vorlage am Anfang
der Legislatur kdme, wenn man noch frisch ist und nicht mide vom
langen Arbeiten. Man wartet sonst ja haufig am Anfang der Legislatur
ein bisschen auf VVorlagen. So hétten wir vielleicht eine, wenn das al-
les gut geht.

Ich sage aber hier auch noch einmal: Das ist politisch noch nicht so
einfach verabschiedet. Da gibt es verschiedene Knackpunkte, die wir
noch nicht ganz sicher geldst haben, und es sind eher politische als
technische; insbesondere nattrlich, wie man das Problem ldsen soll,
dass alle vom Finanzausgleich erwarten, dass die Finanzausgleich
empfangenden Gemeinden mehr bekommen, die Ausgleich abliefern-
den Gemeinden nicht mehr zahlen und das alles fur den Kanton kos-
tenneutral ist. Diese drei VVorgaben, die alle eigentlich so ein bisschen
im Kopf haben, sind etwas schwer unter einen Hut zu bringen. Und
ein System, das man neu konstruiert, wird Gewinner und Verlierer
kennen. Wenn das nicht der Fall wére, wenn wir es so machen wiur-
den, dass alle am Schluss gleich viel bekommen wie jetzt, dann mdiss-
ten wir nichts Neues machen, da sind wir uns einig. Es wird also Ge-
winner und Verlierer geben und man wird die Verlierer davon uber-
zeugen mussen, dass das gleichwohl ein gutes System ist; das ist nicht
so einfach.

Wir haben also politische Schwierigkeiten, politische Probleme vor
uns, aber wir sind ja dazu gewahlt, solche Probleme zu Uberwinden im
Interesse eines gut funktionierenden Finanzausgleichssystems, was
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auch im Interesse des Kantons und des foderalistischen Staatsaufbaus
unseres Kantons ist. Das ein paar Bemerkungen zu dieser Situation.
Wir sind grundséatzlich, glaube ich, auf Kurs. Es ist zugegeben, dass
wir sehr viel mehr Zeit beansprucht haben dafir, als wir ursprunglich
gemeint haben. Das hat seine Griinde, ich habe sie darzulegen ver-
sucht. Aber ich bin mir bewusst, dass Sie das nicht so gerne héren und
dass Sie mir dann und wann wieder einmal sagen werden, es sei stark
verzogert worden. Ich trage das mit Fassung, bemuihe mich aber, im
Sinn und Geist, wie Gaston Guex es gesagt hat, hier eine gute Vorlage
zu unterbreiten. Danke.

Abstimmungen

Postulat KR-Nr. 62/2006

Der Kantonsrat beschliesst mit 77 : 71 Stimmen, das Postulat zu
uberweisen.

Postulat KR-Nr. 63/2006

Der Kantonsrat beschliesst mit 79 : 75 Stimmen, das Postulat zu
Uberweisen.

Parlamentarische Initiative KR-Nr. 64/2006

Fur die vorlaufige Unterstitzung der Parlamentarischen Initiative
stimmen 79 Ratsmitglieder. Damit ist das Quorum von 60 Stim-
men erreicht. Die Initiative ist vorlaufig unterstitzt.

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Die Geschéftsleitung wird Ihnen
an einer nachsten Sitzung die Zuweisung beantragen.

Die Geschafte 9, 10 und 15 sind erledigt.


http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b3F288AA8-81E5-4ABE-BBF7-20261A6A36DF%7d
http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b763A75A9-53D3-4737-B320-5E2E57716A25%7d
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Verschiedenes

Gesuch um Rucktritt aus dem Kantonsrat von Jurg Stinzi, Kus-
nacht

Ratsprasident Hartmuth Attenhofer: Jurg Stlinzi, Kisnacht, ersucht
um Rucktritt aus dem Kantonsrat per 12. Juli 2006.

Gestltzt auf Paragraf 35 und folgende des Gesetzes tber die politi-
schen Rechte hat der Kantonsrat iber den Rucktritt zu entscheiden.
Ich gehe davon aus, dass Sie damit einverstanden sind. Das ist der
Fall.

Der Rucktritt per 12. Juli 2006 ist genehmigt. Ich beauftrage die zu-
standigen Stellen, die Nachfolge zu regeln.

Neu eingereichte parlamentarische Vorstosse

— Uberlebensstrategien fuir unbediente Bahnhdofe
Postulat Ueli Annen (SP, IlInau-Effretikon)

— Verbot des Sterbetourismus aus dem Ausland
Postulat Gerhard Fischer (EVP, Baretswil)
— Keine LSVA-Erh6hung
Parlamentarische Initiative Barbara Steinemann (SVP, Regensdorf)
— Menschenhandel und Zwangsprostitution
Interpellation Julia Gerber Riiegg (SP, Wadenswil)
— Limmatschifffahrt in Wollishofen
Anfrage Andrea Widmer Graf (FDP, Zirich)
— Kapazitatsverbesserungen im Schienennetz zwischen Flughafen
und Winterthur
Anfrage Willy Germann (CVP, Winterthur)
— Gebrauch von bitumen-, teer- oder zementgebundenen Deckbe-
lagen auf Flur-, Fuss- und Wanderwegen
Anfrage Eva Torp (SP, Hedingen)



11604

Schluss der Sitzung: 11.55 Uhr

Zurich, den 19. Juni 2006 Die Protokollfihrerin:
Heidi Baumann

Vom Ausschuss Ratsprotokolle der Geschéftsleitung genehmigt am 26. August
2006.



	1. Mitteilungen
	2. Eintritt eines neuen Mitglieds des Kantonsrates
	3. Motion 122/2006 Organisation der Ratsarbeit
	4. Gesetz über Änderungen im Strafverfahren
	5. Gesetz über die Anpassung an den geänderten allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches und an das neue Jugendstrafgesetz
	6. Gewaltschutzgesetz (GSG)
	7. Postulat 336/2005 Pilotprojekt «Zusammenarbeit statt Zentralisierung» im Rah-men der Agglomerationsprogramme
	8. Abschaffung der prozentualen Wahlhürde für die Kantons-ratswahlen
	9. Postulat 62/2006 Korrekturfaktoren im Finanzausgleich des Kantons Zürich
	10.Postulat 63/2006  Wiederaufnahme der Investitionsbeiträge
	15. Parlamentarische Initiative 64/2006 Änderung Finanzausgleichsgesetz
	17. Parlamentarische Initiative 100/2006 Änderung des Gesetzes über die politischen Rechte
	Verschiedenes

